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Der Ausschuss kommt überein, TOP 8 – Stichwort „Angriffe auf 
KRITIS“ – und TOP 21 – Stichwort „Stromausfall in Berlin“ – in 
Verbindung miteinander zu behandeln. 

1 30. Bericht der Landesbeauftragten für Datenschutz und Informations-
freiheit Nordrhein-Westfalen (regelmäßige Berichterstattung) 8

Vorlage 18/3948 

In Verbindung mit: 

Stellungnahme der Landesregierung zum 30. Bericht der Landesbeauf-
tragten für Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen

Vorlage 18/4571 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss nimmt den Bericht der LDI zur Kenntnis. 

1 vertraulicher Teil mit TOP 22 siehe vAPr 18/94 
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2 Sechstes Gesetz zur Änderung des Landeswahlgesetzes 18

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/16225 – Neudruck 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/17467 

Schriftliche Anhörung 
des Innenausschusses 
Stellungnahmen 
18/3227, 18/3280, 18/3306, 
18/3307, 18/3311, 18/3342 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, zum Änderungsantrag kein 
Votum abzugeben. 

Der Ausschuss stimmt dem Gesetzentwurf mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimme der AfD-Fraktion bei Enthaltung der FDP-
Fraktion zu. 

3 Finanzierung von Polit-NGOs: Haber-Verfahren einführen 20

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/16914 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, eine Anhörung durchzuführen. 

4 Illegales Glücksspiel bekämpfen: Vollzugslücken im Land schließen, 
Ordnungsämter stärken! 21

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/16912 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, sich nachrichtlich an der An-
hörung des federführenden Ausschusses zu beteiligen. 
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5 Einbruch in eine Sparkassenfiliale in Gelsenkirchen (Bericht beantragt 
von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 1]) 22

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4768 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

6 Silvesterbilanz 2025/2026 (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [siehe 
Anlage 1]) 26

In Verbindung mit: 

Einsatzlage von Polizei, Feuerwehren und Rettungskräften in der 
Silvesternacht (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 2])

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4756 

– Wortbeiträge 

7 Drohnenbilanz 2025 (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 1]) 27

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4765 

– Wortbeiträge 

8 Bilanz Angriffe auf KRITIS 2025 (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion 
[siehe Anlage 1]) 29

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4759 

In Verbindung mit: 

21 Stromausfall in Berlin; Hilfeleistung durch Land NRW (Bericht beantragt 
von den Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [siehe Anlage 3])

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 4 - APr 18/1132 

Innenausschuss 22.06.2026 
68. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 

9 Verfahrensstau bei den Staatsanwaltschaften – Auswirkung auf die 
Polizei (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 1]) 35

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4753 

– keine Wortbeiträge 

10 Innenminister Herbert Reul warnt vor Linksextremismus (Bericht bean-
tragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 36

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4767 

– Wortbeiträge 

11 Köln: Mordanschlag auf Hells-Angels-Rocker (Bericht beantragt von der 
AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 37

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4766 
Vertrauliche Vorlage 18/181 

– keine Wortbeiträge 

12 Köln: Explosion in Wohnviertel – Welche Verbindung gibt es zum Rocker-
milieu? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 38

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4760 

– keine Wortbeiträge 

13 Düsseldorf: Mann bei Messerstecherei in der Düsseldorfer Altstadt 
schwer verletzt (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 39

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4761 
Vertrauliche Vorlage 18/182 

– keine Wortbeiträge 
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14 Verl: 66-Jähriger bei Axtangriff lebensgefährlich verletzt (Bericht bean-
tragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 40

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4763 

– Wortbeiträge 

15 Düsseldorf: Neffe eines Drogenbosses wird im Taxi durch Schüsse 
schwer verletzt – Was sind die Hintergründe? (Bericht beantragt von der 
AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 41

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4755 

– Wortbeiträge 

16 Nennung der Nationalität von Straftätern – Wann ist damit endlich zu 
rechnen? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 42

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4762 

– keine Wortbeiträge 

17 Kriminalität gegen Seniorinnen und Senioren in Nordrhein-Westfalen
(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 43

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4782 

– Wortbeiträge 

18 Aktueller Sachstand zu Stichwaffenangriffen in Nordrhein-Westfalen
(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 45

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4772 

– Wortbeiträge 
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19 Sponsoringpartnerschaften von Bundesligaklubs mit illegalen Sport-
wettenanbietern (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 48

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4754 

– Wortbeiträge 

20 Differenzen in der schwarz-grünen Koalition über das Strafmündigkeits-
alter (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 49

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4786 

– keine Wortbeiträge 

* * * 
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Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Vorsitzende Angela Erwin gratuliert Dirk Hulverscheidt zu seiner Ernennung zum In-
spekteur der Polizei. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Der Ausschuss kommt überein, TOP 8 – Stichwort „Angriffe auf 
KRITIS“ – und TOP 21 – Stichwort „Stromausfall in Berlin“ – in 
Verbindung miteinander zu behandeln. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 8 - APr 18/1132 

Innenausschuss 22.01.2026 
68. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 

1 30. Bericht der Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfrei-
heit Nordrhein-Westfalen (regelmäßige Berichterstattung) 

Vorlage 18/3948 

In Verbindung mit: 

Stellungnahme der Landesregierung zum 30. Bericht der Landesbeauftrag-
ten für Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen 

Vorlage 18/4571 

Vorsitzende Angela Erwin: Ganz herzlich begrüße ich heute unseren Gast, die Lan-
desbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen, Frau 
Bettina Gayk. Es ist geübte Praxis, dass die Landesdatenschutzbeauftragte den Aus-
schuss zu Beginn eines neuen Jahres über den jährlichen Datenschutzbericht unter-
richtet. Wir haben abgestimmt, dass sich an ungefähr zehn Minuten Präsentation zum 
Bericht 20 bis 30 Minuten Diskussion anschließen. Wir haben wieder eine volle Tages-
ordnung, und ich glaube, das ist ein sinnvoller zeitlicher Rahmen, um möglichst weit 
zu kommen. 

Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Bettina Gayk: Sehr 
geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Sehr geehr-
ter Herr Minister! Ich danke Ihnen für die Einladung in den Ausschuss und das Inte-
resse an meinem Bericht. 

Ich möchte mit einem Thema beginnen, das ich gestern schon im Justizausschuss 
angesprochen habe. Hier im federführenden Ausschuss möchte ich es hervorheben. 
Dieser Bericht fällt in die Zeit eines kleinen Strategiewechsels in meinem Haus. Bislang 
haben wir überwiegend versucht, dem Datenschutz durch Beratung Geltung zu ver-
schaffen. Bußgelder haben wir hauptsächlich dort eingesetzt, wo es um eindeutige 
Verstöße gegen Betroffenenrechte in Einzelfällen ging. Die Bußgelder waren auch 
eher gering. Das entspricht im Grunde einem Geschwindigkeitsübertretungsverstoß. 
Der Bußgeldrahmen der Datenschutz-Grundverordnung hat allerdings eher Parallelen 
zum Kartellrecht als zum Verkehrsrecht. Die Bußgelder, die wir dort verhängen könn-
ten, haben empfindliche Höhen. Das geht bis zu 20 Millionen Euro bzw. 4 % des Jah-
resumsatzes eines Unternehmens. Diese Beträge zeigen, dass die Zielrichtung der 
Datenschutz-Grundverordnung natürlich sehr schwere Verstöße sind. Wir haben lange 
beraten, aber inzwischen wollen wir dort, wo es nicht haltbare Verstöße gibt, auch 
wirklich durchgreifen. 

Vor Kurzem haben wir zwei Dinge geahndet, die aus unserer Sicht recht krass waren. 
Im ersten Fall ging es um ein Taxiunternehmen, das über WhatsApp Gesundheitsda-
ten der Taxigäste, Rezepte und ähnliche Dinge, ausgetauscht hat. Im zweiten Fall ging 
es um ein Telekommunikationsunternehmen, das nicht nur unlautere Werbung ge-
macht, sondern die dahinter liegende Datenverarbeitung auch systematisch verschlei-
ert hat. Wir hatten Beschwerden im dreistelligen Bereich gegen dieses Unternehmen. 
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Weitere große Fälle, die im Moment bei der Bußgeldstelle liegen, betreffen Handystandort-
daten, die präzise erhoben und weitergegeben wurden, ohne dass dafür eine Einwilli-
gung vorlag. Am Ende sind die dann in den USA im Handel gelandet, wo diese präzi-
sen Standortdaten zu einzelnen Person abgerufen werden konnten, womit man allerlei 
Schindluder treiben kann. 

Ein weiterer kritischer Fall, der im Moment bei uns liegt und auch im Bericht beschrie-
ben wird, betrifft ein Betrugswarnsystem der Versicherungswirtschaft, bei dem sen-
sible Gesundheitsdaten in einer bestimmten Sparte ohne Anlass ausgetauscht wur-
den. Das ist besonders erschreckend, weil es in der Versicherungssparte klare Regeln 
dazu gibt, wie Betrugswarnsysteme funktionieren können. Dass hier so davon abge-
wichen wurde, war krass. 

Das also waren Punkte, bei denen wir ganz klar zu Bußgeldverfahren kommen. Ich 
möchte allerdings hervorheben, dass wir nur bei eindeutigen und schwerwiegenden 
Fällen mit großen Bußgeldern operieren. Dort, wo für Unternehmen nach wie vor 
Rechtsunsicherheit besteht, bleibt es bei der Beratungslinie. 

Die Fälle, die wir aufgreifen, generieren wir in erster Linie aus dem Beschwerdeauf-
kommen, das wir haben. Wir machen auch anlasslose, planmäßige Kontrollen, aber 
die führen wir mit dem Ziel durch, zu beraten, Verbesserungen zu erzielen oder bei 
Unternehmen Best Practices zu entdecken, die wir dann weiterempfehlen können. Sol-
che anlasslosen Kontrollen finden Sie in diesem Bericht nicht, aber im nächsten. Im 
zurückliegenden Jahr haben wir nämlich drei Kontrollbereiche systematisch überprüft; 
das waren Pflegeeinrichtungen, Videoüberwachungen von Spielhallen und Datenpan-
nenmeldungen von Krankenhäusern. 

Ich befürchte allerdings, dass wir solche aus meiner Sicht sehr zielführenden anlass-
losen Beratungskontrollen in nächster Zeit nicht mehr durchführen können, da KI auch 
bei uns wirkt. Unsere Eingaben sind von 12.000 in 2024 auf 18.000 in 2025 hochge-
schnellt. Zuversichtlich, dass das wieder abnimmt, bin ich nicht. Der erste Monat die-
ses Jahres ist gleichbleibend hoch. Hintergrund ist, dass die großen Suchmaschinen 
KI einsetzen, und die KI Betroffene, die ein Datenschutzproblem hinterfragen, zielge-
richtet an uns weiterleitet. Im Moment versuchen wir, beim Finanzminister zusätzliches 
Personal anzumahnen. In diesem Zusammenhang würde ich mich über eine Unter-
stützung durch den Landtag freuen. 

Inhaltlich diesen Ausschuss mehr betreffend, möchte ich die vorliegende Stellung-
nahme der Landesregierung ansprechen, die sich natürlich nur auf die öffentliche Ver-
waltung bezieht. Vor allen Dingen möchte ich die Replik auf meine Ausführungen zum 
Sicherheitspaket der Landesregierung ansprechen, denn in dieser Replik fühlte ich 
mich sehr missverstanden und möchte deshalb das eine oder andere klarstellen. Ich 
hatte mich entschlossen, etwas zu dem Sicherheitspaket zu sagen, obwohl ich noch 
gar keine konkreten Gesetzgebungsverfahren kannte. Es war aber von Kommentaren 
begleitet, die da lauteten: Der Datenschutz muss jetzt mal zurückstehen. – Das ist 
schnell gesagt, weil der Begriff „Datenschutz“ unpersönlich und abstrakt daherkommt. 
Aber um was geht es denn, wenn wir den Datenschutz im Sicherheitsbereich betrach-
ten? Es geht darum, dass Sicherheitskräfte aus den Daten, die sie erheben oder die 
sie haben, keine unzulässigen oder falschen Schlüsse zum Nachteil der Bürgerinnen 
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ziehen. Das ist ein Kernelement des Datenschutzes im Sicherheitsbereich. Es geht 
auch darum – da stimme ich der Landesregierung zu –, dass die Verhältnismäßigkeit 
gewahrt bleibt. 

Ein Beispiel im Kleinen: Junge Menschen dürfen nicht deswegen von einer Berufstä-
tigkeit ausgeschlossen werden, weil bei einer berufsbezogenen Sicherheitsüberprü-
fung noch falsche Verdächtigungen bzw. Daten mit Bezug zu ihrer Person in den Akten 
der Polizei oder des Verfassungsschutzes gespeichert sind, die eigentlich längst hät-
ten gelöscht sein müssen. Das ist eine Fallkonstellation, zu der wir immer wieder Be-
schwerden haben. Im Extrem landen Personen aufgrund fehlerhafter Daten im Ge-
fängnis wie bei dem bekannten traurigen Fall aus Kleve. Das sind nur zwei Beispiele, 
die zeigen, dass es für Bürgerinnen schwere Konsequenzen haben kann, wenn die 
Datenbasis nicht konsolidiert ist. Speicherdauer und regelmäßige Kontrollen auf Rich-
tigkeit des Datenbestandes sind daher wichtig. Daran dürfte auch die Polizei ein Inte-
resse haben, denn es belastet sie, wenn sie aufgrund unsolider Daten in die falsche 
Richtung ermittelt. 

Was bedeutet der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz im Sicherheitsbereich? Salopp for-
muliert: Man darf nicht mit Kanonen auf Spatzen schießen. Rasterfahndung oder die 
auf einer Palantir-Software basierende Datenbankübergreifende Analyse und Recher-
che sind erlaubte Instrumente, wenn es um sehr schwere Straftaten geht, aber nicht, 
wenn es darum geht, einen kleinen Ladendieb zu erwischen. Warum ist das so? Weil 
solche Instrumente aufgrund der Datenmengen und der Methoden zur Mustererken-
nung in aller Regel erst einmal viele Treffer generieren, wodurch auch viele Menschen 
in den Fokus der Ermittlungsarbeit geraten, die eigentlich nichts mit der jeweiligen Un-
tersuchung zu tun haben. Dass Unschuldige mit einem Verdacht konfrontiert werden, 
ist bei sehr schweren Straftaten hinnehmbar, nicht aber bei einfacher Kriminalität. 

Oft hält man uns Datenschützerinnen, um uns ein bisschen einzuhegen, die in der Tat 
schrecklichen Straftaten im Bereich des Kindesmissbrauchs vor. Aber auch da kommt 
es darauf an, dass die Daten präzise sind, denn Betroffene, die fälschlicherweise dem 
Vorwurf des Kindesmissbrauchs ausgesetzt sind, haben schwere Konsequenzen zu 
tragen. 

So viel abstrakt dazu, warum es im Sicherheitsbereich auf Datenschutz ankommt und 
wie die Verhältnismäßigkeit gewährleistet werden kann. Das Bundesverfassungsge-
richt hat schon konturiert und geschärft, wie das aussehen muss. Dazu möchte ich 
insbesondere folgende Punkte nennen: Die wesentlichen Entscheidungen müssen 
dem Gesetzgeber vorbehalten bleiben. Man kann nicht einfach darauf vertrauen, dass 
die Polizei aus dem luftleeren Raum heraus die Verhältnismäßigkeit einhält. Es muss 
ein Rahmen da sein. Außerdem müssen die Befugnisse im Gesetz hinreichend konkret 
gefasst sein, damit diejenigen, die mit diesen Gesetzen umgehen, die Grenzen der 
Eingriffsbefugnisse auch klar erkennen können. Diese Befugnisse müssen umso en-
ger eingegrenzt sein, je schwerwiegender sie sich für die Betroffenen auswirken kön-
nen. Die Schwere der Eingriffe in persönliche Grundrechte – und das ist die Verhält-
nismäßigkeit im engeren Sinne –, die die Befugnisse nach sich ziehen können, muss 
bereits vom Gesetzgeber konturiert werden. Das kann nicht einfach in der Anwen-
dungspraxis belassen werden. Das hat die Rechtsprechung in dieser Form entwickelt. 
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Die Landesregierung verweist in ihrer Stellungnahme weitgehend auf die allgemeinen 
Datenschutzgesetze. Die sind an dieser Stelle aber nicht ausreichend, um den beson-
deren Anforderungen des Schutzes der Rechte der Bürgerinnen Rechnung zu tragen. 
Das ist der Punkt, der mir wichtig ist. Es geht darum, dass das bei den Gesetzen von 
Anfang an mitgedacht wird. Es geht nicht darum, dass die Befugnisse begrenzt wer-
den, sondern darum, dass der Rahmen für die Befugnisse der Sicherheitsbehörden 
gesetzlich klar konturiert ist. 

Ich denke, dass ich dem Innenministerium und dem Landtag in meiner Stellungnahme 
zum Polizeigesetz und zum Verfassungsschutzgesetz wichtige Hinweise gegeben 
habe. Ich hätte es begrüßt, wenn es darüber vor der Einbringung der Entwürfe in den 
Landtag einen Dialog gegeben hätte. Mich freut, dass der Landtag immerhin bei der 
Befugnis des Verfassungsschutzes hinsichtlich des Zugriffs auf Videoüberwachungen 
privater Stellen zusätzliche Begrenzungen eingezogen hat. Ich halte die beiden Ge-
setze in ihrer Konturierung allerdings noch für zu schwach und wollte mit meinem Bei-
trag zum Sicherheitspaket eigentlich erreichen, dass die Landesregierung hier ge-
nauer hinguckt. Ich muss aber sagen, dieses Ziel verfehlt zu haben. 

Ich möchte noch auf die Sicherheitsüberprüfungen bei Großveranstaltungen eingehen: 
Da ist es ganz selbstverständlich, dass es Sache des Gesetzgebers ist, zu entschei-
den, unter welchen Bedingungen Bürgerinnen Sicherheitsüberprüfungen unterzogen 
werden können. Den Rahmen muss im Sinne der Vorgaben des Bundesverfassungs-
gerichts der Gesetzgeber konturieren und festlegen. Die Landesregierung wiederholt 
allerdings immer wieder, dass eine datenschutzrechtliche Einwilligung ausreiche. 
Nein, das ist falsch. Eine solche Einwilligung ist nicht freiwillig, das wäre aber die not-
wendige Voraussetzung, damit sie als Datenverarbeitungsgrundlage trägt. Wenn man 
eine Würstchenbude auf einem Festival aufmachen will, ist man gezwungen, diese 
Einwilligung abzugeben, und daher trägt eine Einwilligung derjenigen, die auf Groß-
veranstaltungen agieren, nicht. Zehn Länder haben inzwischen Rechtsgrundlagen ge-
schaffen, und ich würde fast behaupten, dass diejenigen, die es nicht gemacht haben, 
so klein sind, dass es dort auch nicht so viele Großveranstaltungen gibt und deshalb 
auch kein Bedarf besteht. Es ist auch nicht richtig, dass diese Länder alle auf Einwilli-
gung setzen würden, vielmehr legen Sie fest, für welche Fälle eine Sicherheitsüber-
prüfung zulässig ist. In diesen Fällen werden die Betroffenen zwar gefragt, aber nicht 
weil sie einwilligen, sondern die Möglichkeit erhalten sollen, zu sagen: Unter diesen 
Bedingungen will ich nicht überprüft werden; meine Würstchen verkaufe ich auf dieser 
Veranstaltung dann nicht. – Das ist eine andere Situation. Der Rahmen dieser Über-
prüfungen ist gesetzlich geregelt, und das ist sehr wichtig. 

Auf weitere Teile meines Berichts gehe ich jetzt nicht ein. Ich danke Ihnen für die Auf-
merksamkeit und würde mich über Fragen freuen. 

Dr. Christos Katzidis (CDU): Vielen Dank, Frau Gayk, für die Vorlage des Berichts. 
Ihrem Wunsch nach Fragen möchte ich gerne nachkommen und an der einen oder 
anderen Stelle ansetzen. Im Prinzip fange ich da an, wo Sie eben aufgehört haben, 
nämlich bei der Abwägung bzw. der Verhältnismäßigkeit. Auf Seite 56 thematisieren 
Sie im Zusammenhang mit dem Sicherheitspaket die Videoüberwachung – ich zitiere –: 
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„Wenn diese Menschen künftig hinter jeder privaten Kamera den mitbe-
obachtenden Verfassungsschutz vermuten müssen, würde das bei vielen 
vermutlich dazu führen, dass sie ihr Verhalten in der Öffentlichkeit entspre-
chend anpassen.“ 

Haben Sie diese Befürchtung auch bei dem in der jetzigen Form verabschiedeten Ver-
fassungsschutzgesetz? Da stehen ja Tatbestandsvoraussetzungen, richterliche An-
ordnung etc. drin; das sind hohe Hürden. Befürchten Sie, dass eigentlich jeder damit 
rechnen muss, dass der Verfassungsschutz ihn im öffentlichen Raum beobachtet? 
Das würde mich interessieren. So klingt das von der Formulierung her. Auf mich wirkt 
es ein bisschen populistisch. 

Auf Seite 56 schreiben Sie auch etwas zum Einsatz von KI. Das ist ja ein ganz großes 
Thema – Sie haben es eben auch angesprochen. Mich würde Ihre Einschätzung zum 
Einsatz von Gesichtserkennung interessieren. Sie schreiben etwas von freiheitsein-
schränkenden Maßnahmen. Nehmen wir beispielsweise mal Videoüberwachung im 
öffentlichen Raum, an Flughäfen, Bahnhöfen etc. Wiegt da aus Ihrer Sicht eine kurz-
fristige Beeinträchtigung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung schwerer 
als das Recht auf körperliche Unversehrtheit? Da geht es ja auch um Gefahrenabwehr 
und Schutz. Auch dazu würde mich Ihre Einschätzung interessieren. 

Unter dem Punkt 14.1 geht es um erweiterte Führungszeugnisse in Vereinen. Aus 
meiner Sicht betrifft das nicht direkt den Innenbereich, hat aber Auswirkungen darauf, 
insbesondere im Zusammenhang mit Kindesmissbrauch und Kindesmisshandlung in 
Sportvereinen. In Ihrem Bericht liest es sich so, dass ein Verein nicht von jedem dort 
Tätigen ein erweitertes Führungszeugnis verlangen könne, sondern beispielsweise 
nur von Jugendleitern bzw. Jugendtrainern. Von allen anderen im Verein, die ja auch 
auf dem Sportplatz oder im Vereinsheim sind, also Kontakt mit den Kinder- und Ju-
gendmannschaften haben, dürften nach Ihrer Rechtsauffassung, nach dem, was Sie 
hier dargelegt haben, keine erweiterten Führungszeugnisse verlangt werden, weil Sie 
das an bestimmte Bedingungen knüpfen. Verstehe ich das richtig? 

Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Bettina Gayk: Zur 
Thematik des Führungszeugnisses: Das fordere nicht ich, das ist die Gesetzeslage, 
die da beschrieben ist. Die ist aber auch auszulegen. Ihre Frage: Kann man von jedem 
im Verein ein Führungszeugnis verlangen? – Nein, das kann man nicht, weil es ge-
setzlich nicht so geregelt ist. Personen, die regelmäßig mit den Jugendlichen umge-
hen, kann man natürlich überprüfen. Das müssen auch nicht nur Trainer sein, das 
können vielleicht auch Betreuer sein, die regelmäßig mit in die Kabinen gehen und 
solche Dinge machen. Das ist aber anhand des Gesetzestextes auszulegen. Wenn 
Sie Führungszeugnisse von allen Mitgliedern eines Vereins haben wollen, müssen Sie 
das Gesetz ändern. Das ist die Botschaft. Wir haben nur beschrieben, wie es im Mo-
ment geregelt ist und wie mit den Zeugnissen umzugehen ist. Darauf kam es uns vor 
allen Dingen an. 

Im Zusammenhang mit der Videoüberwachung fragten Sie, ob ich befürchte, dass sich 
jetzt jeder durch den Verfassungsschutz beobachtet fühlen müsse. Das ist im Moment 
nicht meine Befürchtung. Ich sehe bei der Videoüberwachungsregelung aber immer 
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noch das Problem, dass die Voraussetzungen nicht näher beschrieben sind. Dass dar-
über Behördenleiter oder Gerichte entscheiden, ist schon eine gute Absicherung. Was 
aber sollen die entscheiden, wenn im Gesetz gar nicht geregelt ist, wofür die Video-
überwachung herangezogen werden soll? Da ist das Gesetz zu vage, da sehe ich beim 
vorliegenden Verfassungsschutzgesetz nach wie vor ein Problem. Die Bedingungen 
sind aus meiner Sicht nicht ausreichend präzise, weil es eben ein heimlicher Eingriff 
ist. Die Menschen sind sorgloser, als ich es in meinem Bericht beschrieben habe, die 
wenigsten werden ihr Verhalten anpassen – da gebe ich Ihnen recht. Nichtsdestotrotz 
handelt es sich um eine heimliche Maßnahme, die potenziell unfassbar viele Men-
schen betreffen kann, und deshalb kommt es sehr darauf an, dass das klar geregelt 
ist. Weil es so nebulös geblieben ist, kann man nicht absehen, in welchen Fällen der 
Verfassungsschutz so etwas tut. Ist es gegebenenfalls ein Problem, in der S-Bahn 
neben jemandem zu sitzen, der vom Verfassungsschutz beobachtet wird, je nachdem 
wie freundlich man mit dieser Person umgegangen ist? Das sind ein paar Punkte, die 
mich umtreiben und zu denen ich noch Fragen hätte. 

Ihre Frage zu Flughäfen, zum Einsatz von KI und zur Verhältnismäßigkeit in Bezug auf 
schwere Straftaten – die es natürlich zu verhindern gilt – ist relativ schwer zu beant-
worten, wenn man nicht weiß, für welche Fallkonstellationen, für welche Straftaten KI 
eingesetzt wird. Das ist in vielen Fällen möglich, aber man muss für jede einzelne An-
wendung den Rahmen ziehen, im Gesetz die Verhältnismäßigkeit abbilden. Das ist es, 
worauf ich mit meinen Worten eingehen wollte. Es ist wichtig, auf der Gesetzgebungs-
ebene genau hinzugucken und präzise zu sagen, für welche Anwendungsfälle so etwas 
ist. 

Marcel Hafke (FDP): Auch von meiner, von unserer Seite vielen Dank für den Bericht 
und Ihre Arbeit. Sie kennen unsere Einstellung dazu, nämlich dass Bürgerrechte und 
Datenschutz untrennbar zueinander gehören. Es ist wichtig, dass das hier unabhängig 
von den Regierungskonstellationen bewertet wird und man darüber diskutieren kann. 

Auch mit Blick auf die Wortmeldung von Herrn Katzidis ist es wichtig, Ihre Arbeit her-
auszustellen. Das Thema der Videoüberwachung bzw. der Erfassung Dritter haben 
Sie auch schon beim Gesetzgebungsverfahren herausgearbeitet. Das stellt eine hoch-
problematische Situation dar, die zwar parlamentarisch diskutiert, aber von den regie-
rungstragenden Fraktionen nicht aufgelöst wurde. Von daher können die regierungs-
tragenden Fraktionen das hier vielleicht als Appell aufnehmen, sich mit dieser Frage 
noch einmal ernsthaft zu beschäftigen. 

Frau Gayk, auf den Themenkomplex der KI-Anwendungen sind Sie gerade schon einge-
gangenen; ich würde das gerne aufgreifen. Wenn ich Ihre Stellungnahme, Ihren Bericht 
richtig interpretiere, empfehlen Sie dem Landesgesetzgeber, ein eigenes KI-Gesetz zu 
machen, um grundsätzliche, allgemeine Regelungen festzuhalten. Wie stellen Sie sich 
das konkret vor? Sollen Aspekte wie Transparenz, Kontroll- und Haftungsregelungen 
klar normiert werden? Außerdem würde mich interessieren, ob Sie wissen, welche KI-
Systeme die Landesregierung im Moment einsetzt bzw. ob die von Ihnen kontrolliert 
werden. Können Sie beispielsweise Einblick in die Quellcodes, in die Protokollierungen 
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usw. nehmen, sodass das Ganze transparent und nachvollziehbar ist? Oder haben 
Sie diesbezüglich keine Kenntnisse, keine Einblicke? 

Eine weitere Sache, über die wir auf Landesebene zwar nicht zu entscheiden haben, 
aber über die wir immer wieder Debatten führen, würde mich grundsätzlich interessie-
ren: Wie stehen Sie zur Speicherung von IP-Adressen zur Strafverfolgung, etwa im 
Zusammenhang mit Straftaten wie Kindesmissbrauch oder Terrorismus? Was wäre 
aus Ihrer Sicht, auch im Hinblick auf die Urteile des EuGH, vertretbar, wenn man die 
aktuelle Gesetzeslage ändern wollen würde? 

Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Bettina Gayk: Ich will 
auf das KI-Gesetz eingehen: Mir schwebt kein KI-Landesgesetz in allgemeiner Form 
vor. Ich sehe Probleme bei der Verwirklichung von Betroffenenrechten. Sie selbst haben 
es angesprochen: KI ist nicht so transparent wie lineare Datenverarbeitung. Da sehe 
ich Handlungsbedarf auf der europäischen Ebene, weil die geltende Datenschutz-
Grundverordnung bei KI-Technik eigentlich nicht umsetzbar ist. Diese Friktion kann 
man nur auflösen, indem man für den Anwendungsbereich der KI die Betroffenenrechte 
in abgewandelter Form garantiert. So müsste man beispielsweise Regelungen treffen, 
Vorgaben machen, dass unzulässig in der KI auftauchende Daten heraus trainiert oder 
in technisch anderer Weise aus den Ergebnissen herausgenommen werden. Solche 
Varianten sind denkbar, aber das gilt es, auf EU-Ebene spezifisch zu regeln. Bislang 
befasst sich die KI-Verordnung in erster Linie mit besonders gefährlichen Verfahren 
und nicht mit diesen Rahmenbedingungen, bezüglich derer die beiden Rechtsakte 
nicht harmonisch sind. 

KI ist eine Technik. Man schreibt ja auch nicht in ein Gesetz, dass ein Bescheid mit 
einer Schreibmaschine zu schreiben sei. Datenschutz ist an sich technikneutral. Wenn 
man aber eine Technik einsetzt, muss man natürlich auch die Folgen dieser Technik 
abschätzen. Dafür muss man sich genau angucken, was man im Einzelfall damit 
macht. Wenn ich als Juristin KI einsetze, um meine meistens ziemlich verschwurbelt 
formulierten Schreiben schön zu machen, ist das kein Problem. Es ist aus meiner Sicht 
auch kein Problem, wenn der Name der Person, die ich anschreiben möchte, in dem 
Schreiben noch enthalten ist, weil das für eine gute Aufgabenerledigung erforderlich 
ist. Dafür brauche ich auch keine Rechtsgrundlage. Wenn man aber eine Anwendung 
wie DAR/Palantir mittels KI steuern will – ich weiß nicht, ob das der Plan ist –, hat man 
ganz andere Problemstellungen. Da muss man mit Halluzinationen der KI rechnen, 
und dann stellt sich die Frage, wie die Polizei nachvollziehen kann, ob das, was die KI 
an Zusammenhängen aufgezeigt hat, tatsächlich auf den im KI-System vorhandenen 
Daten basiert oder ob die KI etwas hinzu fantasiert hat. Das passiert in der Praxis. Wir 
bekommen mit KI generierte Eingaben, in denen Fantasieurteile stehen. Es muss ge-
setzliche Regelungen geben, die genau solche Dinge auffangen, die Datenschutz- und 
Grundrechtefolgenabschätzungen und möglicherweise auch bestimmte Routinen vor-
sehen. 

In der Replik der Landesregierung las ich, dass über die Anwendung solcher Systeme 
ein Mensch entscheide. Es muss aber auch ein Mensch kontrollieren, ob das Ergebnis 
richtig ist. Dafür bedarf es, gerade im Sicherheitsbereich, spezifischer Regelungen. 
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Das ist anwendungsspezifisch, und deswegen in den Fachgesetzen zu verorten. Wenn 
ich lese, dass man KI mit Daten des Verfassungsschutzes oder der Polizei trainieren 
dürfe, sage ich: Das ist zu pauschal. Insbesondere darf es nicht heißen, dass zwar 
möglichst anonymisiert werden solle, dass es aber, wenn das zu schwierig sei, auch 
ohne gehe. Das kann man so pauschal nicht machen, das schützt die Menschen nicht 
mehr, da muss einfach mehr passieren. Aus meiner Sicht muss gesetzlich formuliert 
werden, dass Verfahren eingezogen werden, die Menschen davor schützen, schwere 
Nachteile zu erleiden, was bei der einen oder anderen Ermittlungsmaßnahme durch-
aus passieren könnte. 

IP-Adressen: Ich bin nicht in der Lage, hier jetzt verbal einen Gesetzentwurf vorzule-
gen. Sie haben das Urteil des EuGH angesprochen. Das lässt die Nutzung von IP-
Adressen zu. Das sollte der Maßstab sein, wenn man dazu eine Regelung machen 
will. Es ist nicht unzulässig, IP-Adressen zu speichern, aber auch hier muss man den 
Zugriff und ähnliche Dinge eng regeln. Das ist zunächst einmal die Aufgabe des Ge-
setzgebers. 

Julia Eisentraut (GRÜNE): Ich möchte anfangen mit einem Dank an Sie und Ihr 
Team, weil hinter so einem Datenschutzbericht ja auch viel Arbeit steht. 

In Zeiten, in denen sich Technologie immer weiterentwickelt und Smartphones, Social-
Media-Plattformen, Gadgets an den Handgelenken, die höchst sensible Daten erfas-
sen, immer alltäglicher werden, ist nicht mehr allen klar, was Datenschutz eigentlich 
heißt und warum wir ihn brauchen. Man wächst damit auf, dass alles Daten sammelt. 
Unsere Daten werden hoffentlich vor allem sinnvoll verwendet, aber in Teilen – das 
schildern Sie in Ihrem Bericht – geschieht das auch unverantwortlich. Die von Ihnen 
genannten Beispiele, gerade aus dem wirtschaftlichen Bereich, zeigen, dass es mit 
Blick auf die Datenschutzanforderungen häufig schon helfen würde, zu fragen: Will ich, 
dass meine Daten so verwendet werden? Ich glaube, niemand möchte, dass über 
WhatsApp im großen Stil Rezepte ausgetauscht werden. Das zeigt, dass Fragen des 
Datenschutzes nicht kompliziert sein müssen, sondern an vielen Stellen allein mit ge-
sundem Menschenverstand beantwortet werden können. 

Ich habe eine Frage zu KI. Wir reden immer sehr allgemein über KI, und viele denken 
bei diesen Debatten gleich an ChatGPT, Grok und Co, die aber sehr anders sind als 
KI, die man auf spezielle Datensätze trainiert. Bei Systemen wie SKALA, das etwa der 
Vorhersage von Einbruchswahrscheinlichkeiten dient, handelt es sich um eine ganz 
andere Klasse von KI mit einer ganz anderen Nachvollziehbarkeit und mit einer ganz 
anderen Art und Weise, wie am Ende mit Daten umgegangen wird. KI ist also nicht 
gleich KI, weshalb mich interessieren würde, an welchen Stellen Sie da Unterschiede 
machen, wie Sie das berücksichtigen, wie Sie das bewerten. Technisch macht es näm-
lich einen Unterschied, welche KI man einsetzt, zu welchem Zweck man sie einsetzt 
und wie man sie trainiert. 

Eine weitere Frage bezieht sich auf die Nutzung von Alternativen. WhatsApp wird von 
vielen genutzt, quasi durch die Bank. Wäre diese Kommunikation, wenn sie über An-
bieter wie Signal oder Threema erfolgen würde, datenschutzkonform, oder sehen Sie 
da noch weitere Anforderungen? 
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Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Bettina Gayk: Ein 
Punkt von Herrn Hafke, den ich noch unbeantwortet gelassen hatte: Wir haben bisher 
relativ wenig Einblick in konkrete KI-Systeme gehabt. Weil uns der Landtag für die 
neuen Zuständigkeiten nach der KI-Verordnung seit diesem Jahr erfreulicherweise 
Stellen zugesteht, bauen wir in diesem Jahr ein KI-Referat, das Know-how auf. Wir 
sind leider noch nicht so weit, dass ich alle Ihre Fragen beantworten könnte. 

Natürlich machen wir, je nach Anwendung, Unterschiede. Und natürlich macht es ei-
nen Unterschied, wie gut die Anwendungen trainiert sind. Es macht auch einen Unter-
schied, was am Ende dabei herauskommt. Es ist sehr viel leichter, eine KI-gesteuerte 
Spezialanwendung datenschutzkonform einzurichten, als etwas, das auf großen 
Sprachmodellen basiert. Das ist einfach so. Die Beschwerdeverfahren, bei denen KI 
bei der Datenverarbeitung eine Rolle spielt, sind im Moment noch Randfälle. Wenn wir 
aber damit konfrontiert werden, betrachten wir die Systeme individuell, je nach den 
Einstellungen, die sie konkret haben. 

WhatsApp stellt mit Blick auf all die Möglichkeiten des Einblicks in die Daten derjeni-
gen, die das nutzen, ein großes Datenschutzproblem dar. Ja, wir befürworten Signal 
oder Threema, das ist besser. Im Detail haben wir es noch nicht geprüft, aber im Hin-
blick auf den Schutz der Daten ist das einfach besser und deshalb empfehlenswert. 
Das ist es, was ich dazu sagen kann. 

Sebastian Watermeier (SPD): Frau Gayk, auch vonseiten der SPD-Fraktion danke 
für die wichtige Arbeit und den Datenschutzbericht, den Sie uns Jahr für Jahr vorlegen; 
danke auch an Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Ich habe zwei Rückfragen zum Bericht bzw. zur bisherigen Diskussion. Sie haben ge-
rade ausgeführt zu den datenschutzrechtlichen Risiken beim Zugriff des Verfassungs-
schutzes auf private Videoüberwachungsanlagen. Welche Voraussetzungen wären 
aus Ihrer Sicht nötig, um diese Risiken zu minimieren? Vielleicht können Sie dazu noch 
konkreter ausführen. 

Welche Maßnahmen empfehlen Sie Behörden, um bei massenhaften Auskunftsanträ-
gen nach Art. 15 DSGVO, zum Beispiel bei Sozialleistungen oder digitalisierten Mas-
senverfahren wie Coronahilfen, sowohl die gesetzlichen Fristen einzuhalten als auch 
den Schutz sensibler Daten sicherzustellen? 

Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Bettina Gayk: Es 
fällt mir schwer, zur Videoüberwachung im öffentlichen Raum zu konkretisieren. Nach-
dem ich die Stellungnahme an das Innenministerium übermittelt hatte, hatte ich ge-
hofft – so kannte ich es aus älteren Verfahren –, darüber ins Gespräch zu kommen. 
Ohne die Anwendungsfälle zu kennen, die für den Verfassungsschutz relevant sind, 
ist es unfassbar schwierig, da auch nur Konturen aufzuzeigen. Deswegen bedürfte es 
dazu eines Dialogs. Wenn ich hören würde, dass das vor allem in diesen oder jenen 
Fällen – die ich natürlich nicht öffentlich machen würde – hoch relevant sei, wäre es 
einfacher, gesetzlich zu beschreiben, wo die Grenzen sind. Ohne das zu kennen, kann 
ich das im Moment nicht leisten. 
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Sie haben die Auskunftsansprüche nach Art. 15 DSGVO angesprochen. Ich nehme 
an, Sie rekurrieren damit auf den Fall, den das Wirtschaftsministerium leider hatte. Der 
Anspruch besteht, und ich kann den nicht wegzaubern. Auch wenn 1.000 Betroffene 
den gleichzeitig geltend machen, kann man darin allein keinen Missbrauch sehen. In-
sofern ist das einfach abzuarbeiten. Es gibt aber Instrumente, das ein bisschen zu 
kanalisieren. Ein Instrument ist, sofort ein Schreiben herauszuschicken, möglichst als 
Serienbrief: Wir haben das erhalten, aber wir werden es innerhalb der Frist nicht schaf-
fen, weil es so aufwendig ist und wir das erst einmal heraussuchen müssen. – Mög-
licherweise kann man im Verfahren auch einen Hinweis wie diesen geben: Wir werden 
das prüfen. Wenn Sie noch einen anderen Kontakt zu unserer Behörde gehabt haben, 
konkretisieren Sie das bitte, dann gucken wir uns das auch an. – Das sind gestufte 
Verfahren. Der Kontext waren ja die Coronahilfen, und ein Ministerium kann natürlich 
nicht ausschließen, dass diejenigen Personen, die hier fragen, noch an anderer Stelle 
in Kontakt mit dem Haus standen, was dann auch wieder zu Daten geführt hätte, die 
zu benennen gewesen wären. Das also sind Instrumente, die man empfehlen kann. 

Auf europäischer Ebene wird im Moment darüber diskutiert, da nachzusteuern und 
Missbrauchstatbestände herauszufiltern, bei denen man solche Ansprüche möglicher-
weise auch ablehnen kann. Aber das liegt nicht in meiner Hand. Wir haben es schlicht 
mit einem bestehenden Anspruch zu tun, der auch wichtig ist, bezüglich dessen die 
Praxis aber gezeigt hat, dass er instrumentalisiert werden kann. 

Vorsitzende Angela Erwin: Ich darf mich bei Ihnen, Frau Gayk, ganz herzlich für den 
schriftlichen Bericht, die mündlichen Ausführungen und die Beantwortung der Fragen 
der Abgeordneten bedanken. 

Der Ausschuss nimmt den Bericht der LDI zur Kenntnis. 
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2 Sechstes Gesetz zur Änderung des Landeswahlgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/16225 – Neudruck 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/17467 

Schriftliche Anhörung 
des Innenausschusses 
Stellungnahmen 
18/3227, 18/3280, 18/3306,  
18/3307, 18/3311, 18/3342 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Innenausschuss – feder-
führend – sowie den Hauptausschuss am 05.11.2025) 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) zeigt sich erfreut darüber, dass der Gesetzentwurf, der das 
für Landtagswahlen erforderliche Alter auf 16 Jahre absenken werde, heute dem In-
nenausschuss vorliege. 

Professor Dr. Markus Ogorek weise in seiner Stellungnahme darauf hin, dass eine 
Abweichung von mehr als 15 % von der durchschnittlichen Wahlberechtigtenzahl bei 
der Einteilung der Wahlkreise eine einzelfallbezogene Begründung erforderlich ma-
che. Sie bitte die Landesregierung daher darum, die Vorlage 18/2835 zur Einteilung 
der Landtagswahlkreise um entsprechende Begründungen für die betroffenen Wahl-
kreise zu ergänzen, was Minister Herbert Reul (IM) zusagt. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD) begrüßt die Zusage des Ministers, da auch ihre Fraktion 
den Standpunkt vertrete, dass man die Hinweise von Professor Dr. Markus Ogorek in 
dieser Sache nicht ignorieren dürfe. 

Markus Wagner (AfD) gibt an, die Absenkung des Wahlalters aus folgenden Gründen 
für keine gute Idee zu halten: Das Wahlrecht werde von der verantwortlichen Staats-
bürgerschaft, von der Volljährigkeit, von den Reifemaßstäben gelöst, zudem werde 
ohne belastbare Begründung politische Mündigkeit angenommen, obwohl Minderjäh-
rige in zentralen Lebensbereichen bewusst unter besonderen Schutz gestellt würden. 

Der Gesetzentwurf weise aber noch weitere Defizite auf: 

Die vorgesehene Geschlechterparitätsklausel brauche es nicht. 

Die Anhebung der notwendigen Unterstützungsunterschriften bei Kreiswahlvorschlä-
gen von 100 auf 200 und bei Landeslisten von 1.000 auf 2.000 sei nicht akzeptabel, 
da dadurch unter anderem neue Wählergruppen und Parteien strukturell benachteiligt 
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würden. Das Argument, damit einer Stimmenzersplitterung entgegenwirken zu wollen, 
überzeuge nicht, da Konkurrenz ein wesentliches Element des politischen Wettbe-
werbs darstelle, der dadurch aber verengt werde, was der demokratischen Willensbil-
dung nicht dienlich sei. 

Die bereits erwähnten Abweichungen von bis zu 25 % von der durchschnittlichen 
Wahlberechtigtenzahl stellten ein Problem dar. 

Der Ausschuss kommt überein, zum Änderungsantrag kein 
Votum abzugeben. 

Der Ausschuss stimmt dem Gesetzentwurf mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimme der AfD-Fraktion bei Enthaltung der FDP-
Fraktion zu. 
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3 Finanzierung von Polit-NGOs: Haber-Verfahren einführen 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/16914 

(Überweisung des Antrags an den Innenausschuss am 16.12.2025) 

Der Ausschuss kommt überein, eine Anhörung durchzuführen. 
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4 Illegales Glücksspiel bekämpfen: Vollzugslücken im Land schließen, Ord-
nungsämter stärken! 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/16912 

(Überweisung des Antrags an den Hauptausschuss – federfüh-
rend –, den Innenausschuss sowie den Ausschuss für Heimat 
und Kommunales am 18.12.2025) 

Der Ausschuss kommt überein, sich nachrichtlich an der An-
hörung des federführenden Ausschusses zu beteiligen. 
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5 Einbruch in eine Sparkassenfiliale in Gelsenkirchen (Bericht beantragt von 
der FDP-Fraktion [siehe Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4768 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Noch ein paar Ausführungen: Vor drei Wochen gab es diesen Einbruch. In der letz-
ten Woche hatten wir die Sondersitzung. Die Ermittlungen laufen weiter auf Hoch-
touren, das ist klar. 

Stichwort „Personalstärke“: Wir haben nochmals 120 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter für die Aufklärung zur Verfügung gestellt, Stand gestern engagieren sich da also 
350 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Es gibt Kreispolizeibehörden, die insgesamt 
weniger Mitarbeiter haben, als wir jetzt zusätzlich dafür eingesetzt haben – damit 
Sie ein Gefühl für die Größenordnung bekommen. Das ist aber eine lebendige Zahl, 
weil wir natürlich immer wieder schauen, ob wir mehr brauchen. Wenn bestimmte 
Aufgaben erledigt sind, werden die Mitarbeiter übrigens wieder in ihre Behörden 
zurückgeschickt, die bleiben also nicht dauerhaft da, das ist sehr flexibel. Außerdem 
werden Fachleute und Spezialisten von außerhalb der Behörden und des Landes-
kriminalamts engagiert, weil es Spezialfragen gibt. Bei der Frage des Bohrers bei-
spielsweise braucht man ganz andere Leute. 

Noch ein nicht ganz unwichtiger Hinweis: Ich war ja gestern da und habe mir das 
angeschaut. Wenn man sich bei denen bedankt, die da die Arbeit machen, muss 
man immer daran denken, dass die gerade nicht in ihren Behörden sind, also an-
dere in diesen Behörden jetzt mehr arbeiten müssen. Das ist ja logisch. Es ist also 
auch eine große Belastung für diejenigen, die jetzt auf Kollegen verzichten müssen. 

Es wird jedem Hinweis nachgegangen, es wird versucht, Rückschlüsse auf andere 
Taten zu ziehen. Die Sache war hochprofessionell, irrsinnig eindrucksvoll. Dadurch, 
dass ich das gestern gesehen und mit den Leuten geredet habe, wurde mir noch 
mal klar, dass die Zeit brauchen. Die ganzen Kleinigkeiten, die man da gefunden 
hat, müssen katalogisiert werden, es muss geschaut werden, ob da Spuren drauf 
sind, und dann muss interpretiert werden, was es damit auf sich haben kann. Das 
ist einfach nicht schnell zu machen – so ehrlich muss man sein. 

Heutiger Stand: Die geschätzten 500.000 Gegenstände aus den Schließfächern – 
oder wie viel auch immer das waren – werden erfasst und untersucht. Allein das ist 
eine Riesenaufgabe. Wir haben mittlerweile einen Dreischichtbetrieb; 24 Stunden 
am Tag, sieben Tage die Woche lang wird jeder Gegenstand unter die Lupe ge-
nommen. Gestern wurde mir gesagt, dass sie sich 30.000 Gegenstände angeschaut 
und diese dokumentiert hätten. 

Beim Videomaterial geht es nicht nur um das aus der Garage, sondern auch um 
solches von Tankstellen, Bus- und Bahnhaltestellen, Ladenlokalen. Unsere Hoffnung 
ist, dass es da Bilder gibt, die uns helfen können. Da kommen mehrere Tausend 
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Stunden zusammen. In die Auswertung ist das Landeskriminalamt eingebunden. 
Um das zu machen, braucht man natürlich Experten. Es wurde nachgefragt, und 
deshalb habe ich das klären lassen: Natürlich wird das auch durch Künstliche Intel-
ligenz unterstützt, aber an anderen Stellen. 

Zeugenbefragungen: Das ist durch die gestrige ZDF-Sendung noch einmal hochge-
schnellt. Die Anzahl der Leute ist groß, weil das ja nicht nur die Angestellten der 
Sparkasse und des Sicherheitsdienstes sind, sondern auch Polizistinnen und Poli-
zisten, Feuerwehrleute, Nachbarn, Anwohner sowie die 3.000 Geschädigten. Sie 
haben den Zeitungen vielleicht entnommen, dass die Polizei mittlerweile ein Ge-
bäude angemietet hat, um den Geschädigten gezielt die Gelegenheit zu geben, zu 
kommen. Bisher klappt das ganz gut, aber es gibt schon die Sorge, ob auch wirklich 
alle kommen. Wahrscheinlich sind diejenigen, die freiwillig und als Erstes kommen, 
nicht diejenigen, die uns am meisten Informationen geben können. Man muss 
schauen, wie man da weiterkommt; auch die Sparkasse ist da unterwegs. 

Es wird davon ausgegangen, pro Woche 140 Vernehmungen realisieren zu können. 
Das läuft montags bis freitags von 8 bis 18 Uhr und am Wochenende von 9 bis 
15 Uhr in mehreren Schichten parallel. 270 Vernehmungen – um da mal eine Zahl 
zu nennen – sind bisher erfolgt. Das zeigt, dass da noch eine Menge Arbeit ist. 

Zu meinem gestrigen Besuch würde ich noch gerne sagen, dass das schon Wahn-
sinn ist. Die Arbeitsbedingungen sind nicht schön, es ist eine schwierige Atmo-
sphäre hinsichtlich Luft und Klima, wobei wir versuchen, technisch zu helfen. Es ist 
eng, weil der ganze Müll da noch liegt bzw. gestapelt ist. Dazwischen haben sie ihre 
Straßen aufgebaut, an denen sie hocken und untersuchen. Die Botschaft, die ich 
übermitteln wollte, ist aber: Keiner ist missmutig, alle sind wahnsinnig engagiert und 
mit großer Begeisterung unterwegs. Alle hoffen darauf, eine Sache zu finden, die 
ihnen weiterhilft. 

Es gibt also leider keine konkreten Ergebnisse, sondern nur einen Zwischenstand. 
Wir können aber sicher sein, dass sie mit allen Mitteln arbeiten, die sie zur Verfü-
gung haben. 

Seinen Ausführungen voranstellend, dass den Ermittlern Respekt dafür gebühre, sich 
einer so immensen Aufgabe zu stellen, schließt Marcel Hafke (FDP) Fragen zum 
Sachverhalt an:  

Wie seien bestimmte Details an die Öffentlichkeit gelangt und in die Berichterstattung 
der Bild-Zeitung vom Wochenende eingeflossen? Informationen zu einer meterlangen 
Schlauchverbindung, zu verteilten Haaren aus Friseurabfällen und zu abgeklebten Be-
wegungsmeldern im Tresorraum habe der Ausschuss im Zuge der Sondersitzung bzw. 
der Berichtsvorlage jedenfalls nicht erhalten. 

Einige dieser Aspekte ließen auf Insiderwissen bzw. Mittäterschaft schließen. Könne 
die Landesregierung das einordnen? 

Minister Herbert Reul (IM) erwidert, sich zur angesprochenen Berichterstattung der 
Bild-Zeitung nicht äußern zu können. Allerdings frage auch er selbst sich manchmal, 
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wie ausdrücklich nicht für die Öffentlichkeit bestimmte Informationen dennoch öffent-
lich würden. Schließlich gebe es Gründe für Vertraulichkeit in diesem Bereich, zum 
einen sollten die Ermittlungen ungestört verlaufen können und zum anderen dürften 
die Täter keine Hinweise auf diese erhalten. Bei einer Tat, die so großes Aufsehen 
errege und hinsichtlich derer es so viele Beteiligte bzw. Betroffene gebe – exempla-
risch seien die Mitarbeiter der Sparkasse genannt, die sich naturgemäß auch am Tat-
ort bzw. in dessen Nähe aufhielten –, könne man Lecks aber nie ganz ausschließen. 

Eine Schlauchverbindung sei in der Tat vorgefunden worden, und zwar von der Da-
mentoilette ausgehend, wahrscheinlich um den Bohrer zu kühlen. Allerdings habe die 
Feuerwehr diese bei der ersten Inaugenscheinnahme nicht gesehen, was bedeute, 
dass sie da entweder noch nicht verlegt gewesen oder von den Tätern rechtzeitig bei-
seitegeschafft worden sei. 

Die erste Tür, von der aus man von der Garage der Sparkasse in den Gebäudekom-
plex gelange, sei mit Silikon oder einem vergleichbaren Material so manipuliert wor-
den, dass sie nicht mehr habe zugehen können. Ein Bewegungsmelder hinter dieser 
Tür sei abgeklebt worden. Es stelle sich nicht einfach dar, das zu bewerkstelligen. 
Hinsichtlich der Gründe dafür gebe es eine Vermutung. 

Zum ersten Feuerwehreinsatz: Sowohl im Vorraum als auch im Tresorraum hingen 
Brandmeldeanlagen. Die Feuerwehrleute hätten wohl nach Prüfung ersterer auf einen 
Fehlalarm geschlossen und den Einsatz beendet. 

Sebastian Watermeier (SPD) empfindet es als positiv, dass für die Befragungen ein 
Gebäude angemietet worden sei. So könnten diese in einem angemessenen Rahmen 
stattfinden, was von den geschädigten Schließfachinhabern nach all der Kriminalisie-
rung und Hetze im Internet sicherlich begrüßt werde. 

In welchem Zustand befänden sich die im Tresorraum aufgefundenen und kriminal-
technisch noch zu untersuchenden Gegenstände, die ja wohl mit Chemikalien, etwa 
Löschmittel, bedeckt worden seien, um Spuren zu verwischen? Diese Frage ziele vor 
allem auf empfindliche Gegenstände von hohem emotionalen Wert wie beispielsweise 
Dokumente oder Fotos ab. 

Hinsichtlich der Manipulation der Bewegungsmelder gebe es in der medialen Bericht-
erstattung widersprüchliche Angaben, die von abgeklebt über abgedeckt bis hin zu 
abgeknipst reichten. Könne dazu seitens des Ministeriums ausgeführt werden? 

Ein Rollgitter sei dem Vernehmen nach ebenfalls manipuliert worden. In welcher Art 
und Weise? 

Die beiden letzten Fragen zielten auf die Einbruchmeldeanlage ab – wobei er Ver-
ständnis dafür habe, wenn diese aus ermittlungstaktischen Gründen nicht beantwortet 
werden könnten –: Warum habe sie nicht ausgelöst? Sei sie ebenfalls manipuliert wor-
den, oder sei sie ausgeschaltet oder defekt gewesen? 
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Minister Herbert Reul (IM) gibt an, zur Einbruchmeldeanlage keine näheren Angaben 
machen zu können, da derzeit noch von Experten bzw. Gutachtern untersucht werde, 
warum sie nicht ausgelöst habe. 

Die Bewegungsmelder seien seinem Eindruck nach abgeklebt gewesen, er wolle aber 
nicht ausschließen, dass man sie zusätzlich abgeknipst habe. 

Beim in Rede stehenden Rollgitter handle es sich um das zwischen Garage und Haus; 
vor diesem hätten die Feuerwehrleute nicht gestanden. Über die Art der vorgenomme-
nen Manipulationen habe er keine Informationen. 

Zum Zustand der verbliebenen persönlichen Gegenstände, also etwa der Dokumente, 
könne er nicht viel sagen, nur dass sie nicht mehr auf dem Boden herumlägen, son-
dern in Regale sortiert worden seien und augenscheinlich keine übermäßigen Beschä-
digungen aufwiesen. Übrigens habe man auch noch einige Gegenstände von materi-
ellem Wert, etwa Schmuck, vorgefunden. Den mit der Untersuchung der Gegenstände 
befassten Polizisten sei es jedenfalls ein Anliegen, diese möglichst schnell an ihre Ei-
gentümer zurückgeben zu können. 

Für die Befragungen der geschädigten Schließfachinhaber seien wie gesagt extra 
Räumlichkeiten angemietet worden, auch damit sie nicht auf Polizeidienststellen vor-
stellig werden müssten. Zudem nähmen sich die zuständigen Polizisten besonders viel 
Zeit, da sie es nicht nur als ihre Aufgaben betrachteten, zu ermitteln, sondern auch, zu 
betreuen bzw. zu beruhigen. 
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6 Silvesterbilanz 2025/2026 (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [siehe An-
lage 1])

In Verbindung mit: 

Einsatzlage von Polizei, Feuerwehren und Rettungskräften in der Silvester-
nacht (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 2])

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4756 

Markus Wagner (AfD) vertritt die Ansicht, dass die Bilanz keinesfalls Anlass zur Zu-
friedenheit biete, da es im Vergleich zu vor zehn Jahren oder auch zu vor fünf Jahren 
eine deutliche Steigerung bei den einschlägigen Einsätzen gebe. Mittlerweile ließe sich 
in den Silvesternächten ganz klar eine Ritualisierung der Gewalt beobachten. Bei den 
ergriffenen Gegenmaßnahmen wie beispielsweise der sichtbaren Präsenz, der konse-
quenten Prävention, der Sensibilisierung der Einsatzkräfte oder dem Opferschutz bei 
Sexualdelikten handle es sich keinesfalls um Neuerungen, sondern vielmehr um Stan-
dards. Es brauche in dieser Sache zudem eine verlässliche und vollumfassende Statis-
tik, in der weder relativiert werde noch politische Befindlichkeiten berücksichtigt würden. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) möchte wissen, ob es in der Silvesternacht auch vermehrt 
Angriffe auf die kommunalen Ordnungsdienste gegeben habe. Würden Informationen 
über derartige Delikte zentral zusammengeführt und statistisch erfasst? 

Minister Herbert Reul (IM) antwortet, dass dem Ministerium mangels Zuständigkeit 
keine Zahlen dazu vorlägen, er es aber nicht für ausgeschlossen halte, dass es zu 
derartigen Vorfällen komme. 
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7 Drohnenbilanz 2025 (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 1])

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4765 

Daran erinnernd, dass man Drohnenüberflüge, insbesondere im Zusammenhang mit 
der Ausspähung von Kritischer Infrastruktur, schon seit geraumer Zeit thematisiere, 
fügt Marcel Hafke (FDP) die Einschätzung an, dass weder auf bundes- noch auf lan-
despolitischer Ebene Maßnahmen ergriffen würden, die über reine Debatten hinaus-
gingen. 

Es fände noch nicht einmal eine systematische Erfassung dieser Vorfälle statt. Man 
wisse nur um die bei der Polizei eingegangenen Meldungen, nicht aber um solche, die 
möglicherweise bei Unternehmen, Luftfahrtbehörden oder der Bundeswehr eingegan-
gen seien. Könne man dazu seitens des Ministeriums näher ausführen? 

Betreibe man Dokumentation, etwa indem man bei den Betreibern von KRITIS nach 
möglicherweise vorhandenem Videomaterial frage? Gebe es den Versuch, Drohnen 
nach Parametern wie beispielsweise Bauart, Reichweite oder Steuerung zu klassifi-
zieren? Auf diese Weise könne man vielleicht herausfinden, ob hinter den einzelnen 
Vorfällen Privatpersonen stünden, die sich einen Scherz erlaubten, oder aber militäri-
sche Einheiten. 

Offenkundig gestalte es sich schwierig, Drohnen vom Himmel zu holen. Aber habe 
man sich in NRW aufseiten der Polizei oder anderer Organisationen überhaupt schon 
einmal daran versucht, wirksame Abwehrmaßnahmen zu ergreifen? 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) hebt hervor, dass die Zuständigkeit für den Luftverkehr und 
damit auch für Drohnen auf Bundesebene liege, und das bettreffe sämtliche Aspekte 
wie etwa die Gesetzgebung, den Verwaltungsvollzug oder die eigentliche Gefahren-
abwehr. Insbesondere der Bundesminister des Innern hätte die Möglichkeit, Verfahren 
und Abläufe festzulegen, denen dann aufseiten der Länder gefolgt würde. Derzeit aber 
gebe es diesbezüglich keine Regelungen, was nicht sein könne, weshalb sie alle An-
wesenden mit Einfluss in Berlin darum bitte, diesen entsprechend zu nutzen. Die im 
vorliegenden Bericht geschilderten Maßnahmen substituierten lediglich das, was ei-
gentlich von dort aus initiiert werden müsste. 

Im Zusammenhang mit der Drohnenabwehr werde immer wieder auf die damit verbun-
denen Kosten hingewiesen. Die erforderlichen Mittel stünden aber im Rahmen des 
Sondervermögens – für das im Übrigen auch ihre Partei bestimmt habe – durchaus zu 
Verfügung. 

Ansonsten könne sie nur wiederholen, dass endlich das KRITIS-Dachgesetz verab-
schiedet werden müsse. Das nämlich werde den Betreibern von KRITIS, also auch 
Unternehmen, verbindliche Vorgaben dazu machen, welche Standards sie zu etablie-
ren, welche Schutzmaßnahmen sie zu ergreifen hätten. 
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Auf den Bericht Bezug nehmend, nennt Markus Wagner (AfD) folgende Zahlen: Die 
Drohnensichtungen in NRW hätten von 223 in 2024 auf 351 in 2025 deutlich zuge-
nommen, wobei man im vergangenen Jahr lediglich 25 Fälle im Kriminalpolizeilichen 
Meldedienst Politisch motivierte Kriminalität erfasst habe. Hinsichtlich dieser Fälle sei 
natürlich von Interesse, welchen ausländischen Nachrichtendiensten oder inländi-
schen Gruppierungen sie zugeordnet würden. Bezüglich einer Urheberschaft der Rus-
sischen Föderation gebe es jedenfalls – auch mit Blick auf TOP 10 – widersprüchliche 
Angaben, weshalb es einer Klarstellung durch das Ministerium bedürfe. Zu den nicht 
im KPMD-PMK erfassten Fällen wolle man natürlich auch erfahren, wie sie sich ein-
ordnen, wem sie sich zuordnen ließen. 

LKD Markus Gemünd (IM) stellt klar, dass man mit denjenigen Betreibern von KRI-
TIS, die von Drohnenüberflügen betroffen seien, natürlich im Austausch stehe. Im Üb-
rigen finde durchaus eine systematische Erhebung dieser Vorfälle statt. Wie bereits 
erwähnt, seien 2025 351 Fälle gesamtpolizeilich aufgefallen. In einer bundesweit ein-
heitlichen Erhebung des Bundeskriminalamts, die von den Ländern gespeist werde, 
würden zudem Vorfälle erfasst, bei denen es Anhaltspunkte für Politisch motivierte 
Kriminalität gebe. Ein solcher Anhaltspunkt könne beispielsweise die Art der überflo-
genen Einrichtung sein, es gebe aber noch weitere. In diesem Zusammenhang liefen 
in Nordrhein-Westfalen 25 Strafverfahren. 

Die Ad-hoc-Bekämpfung von Drohnen gestalte sich – wie schon mehrfach in diesem 
Ausschuss geschildert – sehr schwierig. In NRW liefen daher vor allem dann Abwehr-
maßnahmen, wenn eine Häufung an einer bestimmten Örtlichkeit festgestellt werde. 
Allerdings hätten diese Maßnahmen bislang weder zum Abschuss einer Drohne noch 
zur Festsetzung eines Piloten geführt, weshalb im Zuge dessen auch keine Spezifizie-
rung hinsichtlich eines möglicherweise zugrunde liegenden PMK-Phänomenbereichs 
habe erfolgen können. In anderen Bundesländern sei man diesbezüglich aber bereits 
erfolgreich gewesen. 

Es existierten durchaus Fotos und Videos von Drohnenüberflügen, teilweise gefertigt 
von Zeugen. Diese allerdings eigneten sich kaum, um die jeweiligen Drohnentypen zu 
identifizieren, da man häufig nur sich bewegende Lichtpunkte in großen Höhen erken-
nen könne. 

Den von Markus Wagner (AfD) behaupteten Widerspruch sehe er nicht. In TOP 10 
gehe es in der Tat um Delikte aus dem Bereich des Linksextremismus, etwa Sabotage, 
nichtsdestotrotz deuteten bei den Drohnenüberflügen – und darum gehe es in TOP 7 – 
sowohl die Umstände als auch die Zeugenaussagen immer wieder auf eine Urheber-
schaft fremder Mächte hin. 
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8 Bilanz Angriffe auf KRITIS 2025 (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [siehe 
Anlage 1])

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4759 

In Verbindung mit: 

21 Stromausfall in Berlin; Hilfeleistung durch Land NRW (Bericht beantragt von 
den Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [siehe Anlage 3]) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Ich beziehe mich jetzt auf die Beantragung des mündlichen Berichts: Am 3. Januar, 
früher Samstagmorgen, gab es einen Brandanschlag auf eine Stromtrasse. Das 
führte zu einem massiven Stromausfall; betroffen waren unter anderem 100.000 
Menschen, 45.000 Haushalte, 2.200 Betriebe, Krankenhäuser, Pflegeheime, Arzt-
praxen, Schulen, Kindertagesstätten. Unabhängig davon, aus welchem Motiv her-
aus die Täter das gemacht haben, sorgte das dafür, dass Menschenleben gefährdet 
wurden – das muss man so benennen. Mindestens aber hat es für Chaos und Ärger 
gesorgt, denn ohne Strom geht bei uns nichts. Wärmeversorgung, Wasserversor-
gung, Festnetz, Mobiltelefone, Verkehrssteuerung – ohne Strom fällt alles aus. Na-
türlich ist es auch eine Beschädigung fremden Eigentums. Der Zweck heiligt die 
Mittel eben nicht. Auch wenn Linksextremisten gerne für sich in Anspruch nehmen, 
die Weisheit mit Löffeln gefressen zu haben, immer zu wissen, um was es geht, 
grundsätzlich legitim zu handeln, sei klar gesagt: Das, was hier passiert ist, ist eine 
Straftat, ein terroristischer Angriff und wird auch genauso geahndet. Der General-
bundesanwalt ermittelt. 

Hier ein kleiner Einschub, weil es jetzt auch durch die Medien läuft: Beim Linksext-
remismus müssen es nicht immer Anschläge auf Stromnetze oder Stellwerke sein. 
Heute Nacht konnte die Polizei im Hochsauerlandkreis einen Farbanschlag auf das 
Privatflugzeug von Bundeskanzler Merz verhindern. Hinweise darauf, dass das für 
den Januar geplant war, hatten wir schon Mitte des Monats erhalten. Natürlich wur-
den daraufhin das Personenschutzkommando des Kanzlers und andere Stellen in-
formiert, und es wurde mit dem Staatsschutz ermittelt. Mit Erfolg: Heute Nacht wur-
den drei Tatverdächtige auf frischer Tat ertappt. Sie hatten versucht, in den Hangar 
einzubrechen, in dem auch das Flugzeug des Bundeskanzlers steht. Sie führten 
Einbruchswerkzeug und einen mit Farbe gefüllten Eimer mit sich. Zu einer Beschä-
digung des Flugzeugs kam es nicht. Die Tatverdächtigen, zwei Frauen im Alter von 
22 und 28 Jahren sowie ein Mann im Alter von 56 Jahren, werden dem politisch 
linken Spektrum zugeordnet und weisen eine Nähe zur Szene der Klimaaktivisten 
auf. Das sind vielleicht nicht diejenigen, die Stromtrassen lahmlegen wollen, aber 
es zeigt, wie vielfältig der Linksextremismus ist. Aber auch das ist eine versuchte 
Straftat. 
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Berlin: Wenn wir helfen können, helfen wir. Deshalb haben wir noch am Tag des 
Anschlags, also Samstag, fünf unserer Energieeinheiten mit Netzersatzanlagen an-
geboten. Das Institut der Feuerwehr, die Bezirksregierungen und mein Ministerium 
haben im Hintergrund bereits alles Notwendige organisiert, um die Hilfe bei Anfor-
derung auch schnell schicken zu können. Am Montag gegen Mittag kam dann die 
mündliche Anforderung aus Berlin, dass unsere Einheiten gebraucht würden. Wir 
haben nicht verstanden, warum das so lange gedauert hat – ist aber auch egal. Wir 
hätten die Notstromaggregate auch früher schicken können, aber die Anforderung 
kam eben erst dann, und vorher dürfen wir nicht losschicken. 

Wir haben die Einheiten aber auf den Weg geschickt, noch bevor wir etwas Schrift-
liches hatten. Der Marschbefehl erging am Montag um 14:50 Uhr. Ein Voraus- und 
Führungskommando des Instituts der Feuerwehr hat sich dann direkt auf den Weg 
nach Berlin gemacht. Nach Ankunft hat sich diese Führungseinheit umgehend mit 
dem Berliner Einsatzführungsstab kurzgeschlossen und eine Prioritätenliste für die 
nordrhein-westfälischen Einheiten ausgearbeitet. Das sorgte dafür, dass die losge-
schickten NRW-Energieeinheiten direkt nach Ankunft in Berlin am Montagabend in 
Betrieb gehen, Strom produzieren und diesen an priorisierten Stellen einspeisen 
konnten. Am Montagnachmittag hatte Berlin noch fünf weitere Energieeinheiten an-
gefordert. Die haben wir dann in der Nacht alarmiert. Angefordert von Berlin waren 
sie für Dienstag, 12 Uhr. Einige Module waren schon früher da. Auch die zusätzli-
chen Einheiten konnten sofort mit der Arbeit beginnen. Die zehn angeforderten Ein-
heiten produzierten an acht Einsatzstellen ununterbrochen Strom und haben diesen 
in das Stromnetz eingespeist. Es waren acht Stellen, weil zwei unser Aggregate 
gekoppelt waren, wodurch eine höhere Leistung erzeugt werden konnte. 

Bilanz: Wir konnten bis zu 1.240 Haushalte zeitgleich mit Strom versorgen, insge-
samt wurden 26.880 kWh Strom eingespeist. Damit würde ein durchschnittlicher 
Zweipersonenhaushalt – um eine Größenordnung zu haben – rund zehn Jahre aus-
kommen. Viele Berlinerinnen und Berliner konnten auch Dank des beherzten Ein-
satzes der nordrhein-westfälischen Einheiten früher als erwartet in ihre eigenen vier 
Wände zurückkehren. Der Einsatz war übrigens bis zum 12. Januar geplant, das 
war aber Gott sei Dank nicht notwendig, sodass die Kräfte schon am späten Abend 
des 8. Januar, das war Donnerstag, wieder in Nordrhein-Westfalen eintrafen. Am 
Einsatz waren insgesamt 99 Menschen aus Nordrhein-Westfalen beteiligt, übrigens 
mehrheitlich ehrenamtlich. Hinzu kamen die Unterstützer im Hintergrund, also die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vom Institut der Feuerwehr, von den Bezirksregie-
rungen und aus der Abteilung 3 bei mir im Haus. 

Das Land Berlin hat sich mittlerweile auch bei uns bedankt. Die waren begeistert 
von dem Einsatz und sind sehr dankbar dafür. Die Zusammenarbeit der Feuerwehr-
leute mit dem Institut der Feuerwehr, den Bezirksregierungen und meinen Leuten 
funktionierte über alle Ebenen hinweg tipptopp. Die haben Hand in Hand gearbeitet, 
das war sehr gut. Im Einsatz in Berlin waren die Energiemodule der Feuerwehren 
Spenge, Kreis Herford; Mettingen, Ochtrup, Kreis Steinfurt; Lippetal, Kreis Soest; 
Kreis Lippe; aus den kreisfreien Städten Hagen, Mönchengladbach, Essen, Düssel-
dorf; vom Institut der Feuerwehr. 
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Noch einige Sätze zur Einsatznachbereitung: Wir werden den Einsatz sowohl mit 
der Berliner Feuerwehr als auch landesintern nachbereiten. Es geht darum, aus 
diesem Einsatz zu lernen, um noch besser gewappnet zu sein, falls so etwas auch 
mal bei uns passiert. Dass wir in kürzester Zeit so viel Hilfe auf den Weg bringen 
konnten, zeigt aber, dass wir ganz gut vorbereitet sind. Wir haben Gott sei Dank zu 
einem früheren Zeitpunkt, als wir ein Problem hatten, richtig entschieden und inves-
tiert, sodass wir jetzt, zwar nicht für uns, aber für andere zeigen konnten, dass es 
funktioniert. 

Zu den organisatorischen Maßnahmen: Grundsätzlich sind für die Resilienz Kriti-
scher Infrastrukturen die Betreiber solcher Anlagen zuständig. Diese Betreiberver-
antwortung gilt auch für den Bereich der Energieversorgung und betrifft dort in erster 
Linie die Stromnetzbetreiber. Klar ist aber auch, dass es staatlicher Auftrag ist, die 
Lebens- und Existenzgrundlagen der Menschen im Bundesland sicherzustellen und 
zu schützen. Es muss übrigens nicht immer ein Anschlag sein, der den Katastro-
phenschutz fordert, es können auch menschliches oder technisches Versagen oder 
eine Naturgewalt dahinterstecken. Wir hatten ja unser Erlebnis mit der Jahrhundert-
flut. 

Die NRW-Landesregierung hat in den vergangenen Jahren jedenfalls viel in den 
Katastrophenschutz investiert, hat modernisiert, hat das neu gedacht. Klar ist, dass 
der nordrhein-westfälische Katastrophenschutz durch das große Engagement un-
serer haupt- und ehrenamtlichen Kräfte getragen wird. 90 % im Katastrophenschutz 
sind Ehrenamt. Kurzfassung: Wenn die nicht da wären, gäbe es das nicht. 

Wir brauchen verlässliche Strukturen und verlässliche Einsatzmittel, deswegen 
müssen wir den Katastrophenschutz ständig weiterentwickeln und konsequent die 
notwendigen finanziellen Mittel bereitstellen. Wir haben – um mal ein paar Beispiele 
zu nennen – unter anderem beschafft: Bambi Buckets zur Waldbrandbekämpfung; 
109 Löschgruppenfahrzeuge für den Einsatz im Katastrophenschutz; 108 Betreu-
ungs-Lkws; 23 Feuerwehranhänger „Notstrom“; elf Hochleistungspumpsysteme; 
Mehrzweckfahrzeuge für die Wasserrettungszüge; 40 Geräteanhänger für die Strö-
mungs- und Fließwasserrettung. Darüber hinaus laufen jetzt noch weitere Maßnah-
men: acht Tanklöschfahrzeuge zur Vegetationsbrandbekämpfung; 108 Gerätewa-
gen „Betreuung“; 108 Betreuungskombis; acht Feuerlösch- und Hilfeleistungsboote. 
Außerdem ist geplant, anzuschaffen: 40 Anhänger „Tauchen“; 108 Gerätewagen 
„Sanitär“. Wir haben 10 Millionen Euro in die Sirenenförderung gesteckt und die 
Zahl der Sirenen damit merklich erhöhen können. Wir haben mittlerweile auch ein 
Katastrophenschutzlager eingerichtet. 

Organisatorisch haben wir auch einiges nachgebessert, bis in unser Haus hinein – 
das wissen Sie. Wir haben mittlerweile die zentrale Landesstelle „Katastrophen-
schutz“. Und es gibt die Koordinierungsstelle KRITIS, die in regelmäßigem Aus-
tausch mit dem Energieministerium ist und da unterstützt. Das ist – wenn man so 
will – eine Informationsdrehscheibe zwischen allen Ressorts und dem Bund. Da wird 
auch alle zwei Wochen ein Lagebild erstellt. Es finden außerdem regelmäßig ge-
meinsame bundesweite Übungen statt. So befasst sich LÜKEX in diesem Jahr mit 
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dem Szenario „Dürre und Hitzewelle“. Auch für mein Ministerium ist wie gesagt ei-
niges geändert worden. 

Hundertprozentige Sicherheit können wir natürlich nicht garantieren, aber wir sind 
schon ein ganzes Stück vorangekommen und haben heute eine bessere Ausgangs-
lage, als wir sie damals hatten. Lange Rede, kurzer Sinn: Wir konnten helfen, weil 
wir nach der Flut Gott sei Dank schnell entschieden und viel Geld in die Hand ge-
nommen haben. 

Marcel Hafke (FDP) kündigt an, sich vorwiegend auf den schriftlichen Bericht konzent-
rieren zu wollen, da es in diesem um eine grundsätzliche Fragestellung gehe. Man 
wisse um die Verwundbarkeit in diesem Bereich, dennoch gebe es in Nordrhein-West-
falen – sollte er das falsch verstanden haben, bitte er um Korrektur – kein umfassendes 
Lagebild zur vorhandenen Kritischen Infrastruktur und den digitalen wie physischen 
Gefahren, denen diese ausgesetzt sei. Ein solches Lagebild brauche man aber, um 
sich einen grundlegenden Überblick zu verschaffen.  

Wie bereits mehrfach erwähnt, warteten natürlich alle auf das KRITIS-Dachgesetz, 
was aber nicht bedeute, dass die Landesregierung sich komplett aus der Verantwor-
tung stehlen und ständig mit dem Finger auf die Bundesregierung zeigen könne. Daher 
möge der Minister darlegen, ob mit den KRITIS-Betreibern beispielsweise regelmäßige 
Stresstests, vergleichbar mit denen im Bankenwesen, durchgeführt würden. Derartige 
Maßnahmen ließen sich nämlich durchaus auf Landesebene anordnen, zumal diese 
auch in der Verantwortung stünde, wenn es zu entsprechenden Vorfällen käme, da sie 
sich nur schwerlich damit herausreden könnte, auf die Bundesebene gewartet zu haben. 

Laut vorliegendem Bericht seien im Jahr 2025 im KPMD-PMK für Nordrhein-Westfalen 
126 politisch motivierte Straftaten mit Infrastrukturbezug registriert worden, so Markus 
Wagner (AfD), die man allerdings nicht darauf hin auswerten könne, ob sie sicher-
heitsrelevante Störungen oder Ausfälle zur Folge gehabt hätten, was auf massive De-
fizite im Lagebild hinweise. Werde darüber nachgedacht, entsprechende Nachbesse-
rungen vorzunehmen und derartige Parameter künftig einzupflegen? Darüber hinaus 
interessiere ihn, ob Erkenntnisse dazu vorlägen, welchem politischen Spektrum die 
erfassten Fälle zuzuordnen seien. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) widerspricht Marcel Hafke (FDP) dahin gehend, dass die 
Landesregierung im Bereich des KRITIS-Schutzes auch ohne die Bundesregierung 
tätig werden könne. Vielmehr liege eine EU-Richtlinie vor, die nun durch den Bund in 
nationales Recht übertragen werden müsse. Im Übrigen würden in NRW aufseiten der 
KRITIS-Betreiber und der Kommunen auch schon Anstrengungen unternommen, al-
lerdings fehle es an den erforderlichen Standards, weshalb quasi jeder machen könne, 
was er wolle. So befinde man sich derzeit noch in der absurden Lage, dass physische 
Angriffe nicht gemeldet werden müssten, was naturgemäß zu einem großen Dunkel-
feld führe. Lägen der Landesregierung Schätzungen zu dessen Ausmaß vor? 

Dem auch für das KRITIS-Dachgesetz vorgesehenen All-Gefahren-Ansatz folgend, 
spiele es im Bevölkerungsschutz nur eine untergeordnete Rolle, warum beispielsweise 
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eine einzelne Stromleitung kaputtgegangen sei, da es vielmehr darum gehe, ein über-
greifendes Schutzkonzept zu implementieren, in das sich gefahrenspezifische Maß-
nahmen einfügten und das die Versorgung auch nach Ausfällen gewährleiste. 

Hinsichtlich des Einsatzes in Berlin interessiere sie, ob die Betankungskonzepte für 
die Notstromaggregate funktioniert hätten. Sei genügend Treibstoff eingelagert bzw. 
verfügbar gewesen? 

Dr. Christos Katzidis (CDU) zitiert aus dem Bericht: Für das Dachgesetz sei keine 
Legaldefinition von KRITIS vorgesehen, stattdessen würden lediglich kritische Anla-
gen, Betreiber kritischer Anlagen und kritische Dienstleistungen definiert; der Begriff 
„KRITIS“ werde im allgemeinen Sprachgebrauch umfassender verwendet; in der 
KPMD-PMK würden noch weiter gehende Maßstäbe angelegt. – Entstünden durch 
diese drei Herangehensweisen Schwierigkeiten bei der Erfassung bzw. Auswertung 
der Zahlen? 

Minister Herbert Reul (IM) bestätigt, dass durch diese Herangehensweise Schwierig-
keiten entstünden. 

Änderungen hinsichtlich der Ausgestaltung der Statistik sehe man im Moment nicht 
vor. 

Die Informationen für das zweiwöchige Lagebild würden derzeit von den einzelnen 
Ressorts gesammelt, so sei das MAGS beispielsweise für KRITIS im Gesundheitsbe-
reich zuständig. Das werde wahrscheinlich auch so bleiben, da so die jeweiligen Kon-
takte und Meldewege genutzt werden könnten. Die Zusammenführung der Informatio-
nen erfolge im IM. 

Das Betanken der Notstromaggregate habe funktioniert, besondere Auffälligkeiten 
seien jedenfalls nicht festgestellt worden. 

In der Tat brauche es endlich das KRITIS-Dachgesetz, das die grundlegenden Rege-
lungen hinsichtlich der Verantwortlichen, der Aufgaben, der Bedingungen festlege, aus 
denen dann Einzelmaßnahmen abgeleitet werden könnten. Ein Streitpunkt stelle nach 
wie vor die Definitionsschwelle von 500.000 versorgten Menschen dar. 

Marcel Hafke (FDP) gibt an, es für sinnvoll zu halten, die von den jeweiligen Ressorts 
gesammelten Informationen dergestalt zusammenzuführen und aufzubereiten, dass 
ersichtlich werde, welche Bereiche am meisten betroffen seien, um dann geeignete 
Maßnahmen entwickeln zu können. Diese sollten dann wiederum von den Ressorts 
implementiert werden, sodass sich das MAGS beispielsweise um den Schutz der 
Krankenhäuser kümmere. 

Auflagen hinsichtlich KRITIS, etwa Chemiefabriken, Kraftwerke, Krankenhäuser betref-
fend, habe es auch schon vor der Diskussion um das Dachgesetz gegeben, und diese 
ließen sich durch das Land im Zuge von Genehmigungsverfahren auch steuern, sodass 
natürlich auch Schutzmaßnahmen vorgeschrieben werden könnten. Es bestünden 
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aber noch weitere Möglichkeiten, hier in die Initiative zu gehen. Zudem brauche es für 
KRITIS wie gesagt Stresstests, wie sie im Bankenwesen zu Recht üblich seien. 

Er selbst würde auch das Dachgesetz bevorzugen, da sich dieses naturgemäß besser 
eigne, um professionelle Standards zu definieren, aber man warte schon sehr lange 
darauf und wisse nicht, wie lange es noch dauern werde. Daher plädiere er dafür, zu-
mindest in den besonders gefährdeten Bereichen auf Landesebene aktiv zu werden. 
Schließlich müsse man vermeiden, dass das Land irgendwann Probleme bekomme, 
nur weil es darauf gewartet habe, dass der Bund tätig werde. 

Markus Wagner (AfD) erinnert an seine Frage, welchem Spektrum die 126 politisch 
motivierten Straftaten mit Infrastrukturbezug zuzuordnen seien. Da im Bericht erwähnt 
werde, dass linksextremistische Täter im Nachgang der Taten regelmäßig Selbstbe-
zichtigungsschreiben veröffentlichten, müsse eine Zuordnung ja wohl mindestens teil-
weise möglich sein, zumal im Bericht die anarcho-primivistische Strömung explizit er-
wähnt werde. 

Habe er den Minister richtig verstanden, dass im Lagebild keine Parameter eingezo-
gen würden, mittels derer man sicherheitsrelevante Störungen oder Ausfälle nach An-
griffen auf die Infrastruktur identifizieren könne? 

Minister Herbert Reul (IM) wiederholt, dass man mit Blick auf KRITIS die einzelnen 
Ressorts für zuständig erklärt habe. Die Frage danach, ob Änderungen bei den Ge-
nehmigungsverfahren für beispielsweise Kraftwerke oder Krankenhäuser vorgenom-
men worden seien, könne also nur vonseiten des MWIKE bzw. des MAGS beantwortet 
werden. 

Die Wahrscheinlichkeit, dass ein Dunkelfeld hinsichtlich der physischen Angriffe exis-
tiere, sei natürlich hoch, wobei er über dessen Ausmaß naturgemäß nichts sagen 
könne. Alle Vorfälle würden jedenfalls nicht gemeldet, aber seiner Einschätzung nach 
seien es mehr als früher, weil in den letzten Jahren und Monaten bei den Unternehmen 
das Bewusstsein, Hilfe zu benötigen, größer geworden sei; Stichwort „Drohnen“. 

LKD Markus Gemünd (IM) gibt an, die 126 angefragten Straftaten aus dem Stand 
keinem Phänomenbereich zuordnen zu können, verspricht aber, diese Information 
nachzuliefern. Grundsätzlich finde immer eine Zuordnung statt, im Zweifel zum Bereich 
„Sonstige“. 

Im KPMD-PMK existierten keine Erfassungskriterien, die die Aspekte „Störungen“ oder 
„Ausfälle“ berücksichtigten, da er darauf ursprünglich nicht ausgelegt gewesen sei. Al-
lerdings arbeite die Kommission Staatsschutz auf Bundesebene derzeit daran, dies-
bezügliche Ergänzungen vorzunehmen, wobei er zur genauen Ausgestaltung noch 
nichts sagen könne. 

Hier würden die einschlägigen Straftaten momentan dergestalt erfasst, dass man et-
waige Störungen oder Ausfälle im Zusammenhang mit KRITIS nur über eine Einzelfal-
lauswertung nachvollziehen könne. 
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9 Verfahrensstau bei den Staatsanwaltschaften – Auswirkung auf die Polizei
(Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 1])

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4753 

– keine Wortbeiträge 
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10 Innenminister Herbert Reul warnt vor Linksextremismus (Bericht beantragt 
von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4767 

Sich auf die Angabe im vorliegenden Bericht beziehend, dass keine Bezüge der soge-
nannten Vulkangruppe nach Nordrhein-Westfalen existierten, wirft Markus Wagner 
(AfD) die Frage auf, wie das zusammenpasse mit einem Artikel von NiUS – ein Portal, 
das der schleswig-holsteinische Ministerpräsident Daniel Günther gerne verbieten 
würde –, in dem es heiße, dass ein linksextremer Physiker, der als Stichwortgeber 
ökoterroristischer Akteure wie der Vulkangruppe fungiere, in Nordrhein-Westfalen 
lebe, und zwar im selben Haus wie Stefan Wisniewski, einem ehemaligen RAF-Mit-
glied und verurteilten Mörder. Besagter Physiker rufe laut diesem Artikel dazu auf, po-
litisch Andersdenkende physisch anzugreifen. Zudem werde das ganze dortige Um-
feld, so der Artikel weiter, zumindest teilweise und indirekt über NGOs finanziert, die 
ihrerseits staatlich unterstützt würden. 

LMR Martin Wentorf (IM) legt dar, dass es im Linksextremismus starke personelle 
Vernetzungen gebe, und zwar sowohl national als auch international; es bestehe eine 
hohe Mobilität, und es finde ein stetiger Austausch statt. Man habe das beispielsweise 
im Zusammenhang mit den Geschehnissen rund um den Hambacher Forst gesehen. 

Hinsichtlich der Gefährdung von KRITIS spiele die anarcho-primivistische Strömung 
mit ihrer technologiefeindlichen Ideologie eine besondere Rolle, da deren Vertreter die 
Digitalisierung im Zusammenspiel mit dem Kapitalismus als ursächlich für die Verskla-
vung des Proletariats betrachteten, weshalb dagegen angegangen werden müsse. 

Zum Beobachtungsstatus einzelner Personen oder Organisationen äußere sich der 
Verfassungsschutz grundsätzlich nicht. 
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11 Köln: Mordanschlag auf Hells-Angels-Rocker (Bericht beantragt von der AfD-
Fraktion [siehe Anlage 4])

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4766 
Vertrauliche Vorlage 18/181 

– keine Wortbeiträge 
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12 Köln: Explosion in Wohnviertel – Welche Verbindung gibt es zum Rocker-
milieu? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4])

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4760 

– keine Wortbeiträge 
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13 Düsseldorf: Mann bei Messerstecherei in der Düsseldorfer Altstadt schwer 
verletzt (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4])

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4761 
Vertrauliche Vorlage 18/182 

– keine Wortbeiträge 
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14 Verl: 66-Jähriger bei Axtangriff lebensgefährlich verletzt (Bericht beantragt 
von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4])

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4763 

Markus Wagner (AfD) möchte wissen, wieso es in Verl bei der Zahl der Gewaltdelikte 
innerhalb von zehn Jahren zu einer Steigerung von fast 100 % gekommen sei, nämlich 
von 75 in 2015 auf 142 in 2024. 

Beim in Rede stehenden Fall gebe es laut Bericht zwei Beschuldigte, einen mazedo-
nischen und einen deutschen Staatsbürger. Einer von beiden sei achtmal polizeilich in 
Erscheinung getreten – welcher? Sollte es sich dabei um den mazedonischen Staats-
bürger handeln, schließe sich die Frage an, warum man keine aufenthaltsbeendenden 
Maßnahmen gegen ihn eingeleitet habe. 

LdsKD Peter Mosch (IM) führt aus, dass die Zahl der Gewaltdelikte im Jahr 2024 mit 
142 in der Tat sehr hoch ausfalle, es aber im Jahr 2025 mit 103 Fällen schon wieder 
anders aussehe. Insgesamt gebe es von Jahr zu Jahr starke Schwankungen, wie die 
im Bericht enthaltene Tabelle zeige. Um festzustellen, ob ein strukturelles Problem 
vorliege, müsse man in eine vertiefte Einzelfallanalyse einsteigen. 

Beim im Vorfeld achtmal polizeilich in Erscheinung getretenen Beschuldigten handle 
es sich um den Mazedonier. 
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15 Düsseldorf: Neffe eines Drogenbosses wird im Taxi durch Schüsse schwer 
verletzt – Was sind die Hintergründe? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion 
[siehe Anlage 4])

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4755 

Markus Wagner (AfD) fragt nach Erkenntnissen dazu, wann der Tatverdächtige auf 
welchem Weg nach Deutschland gekommen sei, was für einen Aufenthaltsstatus er 
habe und warum keine aufenthaltsbeendenden Maßnahmen gegen ihn eingeleitet 
worden seien, worauf Minister Herbert Reul (IM) erwidert, dass dazu keine Erkennt-
nisse vorlägen. 
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16 Nennung der Nationalität von Straftätern – Wann ist damit endlich zu rech-
nen? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4])

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4762 

– keine Wortbeiträge 
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17 Kriminalität gegen Seniorinnen und Senioren in Nordrhein-Westfalen (Be-
richt beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 2])

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4782 

Benedikt Falszewski (SPD) bittet um die Beantwortung folgender Fragen zum vorlie-
genden Bericht: Wo lägen die Ursachen für die deutliche Zunahme bei den Betrugs-
delikten zum Nachteil älterer Menschen, die in 2025 mit 3.796 Fällen und einer Scha-
denssumme von 37.166.606 Euro erneut den größten Bereich bildeten? Wie bewerte 
die Landesregierung die Wirksamkeit der bisherigen Präventionsmaßnahmen, etwa 
die Informationskampagnen für Seniorinnen und Senioren, mit Blick auf die weiterhin 
hohen Zahlen im Betrugsbereich? Welche verbindlichen Kooperationsstrukturen zwi-
schen Polizei, Kommunen, Kreditinstituten, Pflegeeinrichtungen und Verbraucher-
schutz existierten derzeit in NRW, und in welchem Umfang würden diese genutzt? 
Gebe es landeseinheitliche Handlungsleitlinien für Kreditinstitute, um typische Be-
trugsmaschen zum Nachteil älterer Menschen zu erkennen? Falls ja: Würden diese 
von allen Instituten umgesetzt? 

LdsKD Peter Mosch (IM) bittet um Verständnis dafür, nicht alle dieser Fragen aus 
dem Stegreif beantworten zu können; das betreffe beispielsweise die nach den Ko-
operationen, er werde aber versuchen, das im Nachgang zu klären. 

Die von seinem Vorredner behauptete deutliche Zunahme bei den Betrugsdelikten 
zum Nachteil älterer Menschen könne er so nicht bestätigen, da es sich bei den zitier-
ten Zahlen – wie auch im Bericht erwähnt – um vorläufige handle. Im Vorgangsbear-
beitungssystem fänden häufig Veränderungen statt, und die Qualitätssicherung durch 
das Landeskriminalamt stehe auch noch aus. Man möge also abwarten, bis die Zahlen 
offiziell Eingang in die PKS gefunden hätten, bevor man etwaige Trends zu detektieren 
versuche. 

In Sachen Präventionsmaßnahmen sei man gut aufgestellt, da man schon seit vielen 
Jahren nach Wegen suche, ältere Menschen gezielt ansprechen zu können. Das ge-
stalte sich nicht so einfach, da die potenziellen Opfer eher nicht in Altenheimen, son-
dern allein in Privatwohnungen lebten und Betrugsdelikte wie Schockanrufe oder En-
keltricks sich eben nicht im öffentlichen Raum ereigneten. Um Präventionsmaßnah-
men zu platzieren, könne man beispielsweise versuchen, über die Angehörigen von 
älteren Menschen zu gehen. Einige Kreispolizeibehörden schrieben sie auch gezielt 
an, um hervorzuheben, dass die Polizei niemals Kontodaten erfrage. Hinzu kämen 
bundesweit abgestimmte Maßnahmen wie etwa die Bereitstellung von Informations-
materialien. 

Auch die Kreditinstitute würden in die Prävention bzw. Sensibilisierung mit einbezogen. 
So würden sie angehalten, nachzuhaken, wenn ältere Menschen auf einmal ihre ge-
samten Ersparnisse abheben wollten. Es gebe den Modus Operandi, die Menschen 
konstant unter Druck zu setzen, sie also auch im Kreditinstitut am Handy zu halten. 
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Das sollte die Institutsmitarbeitenden ebenfalls misstrauisch machen. Allerdings handle 
es sich dabei auch um einen schmalen Grat, da jeder das Recht habe, alles abzuheben. 

Dorothea Deppermann (GRÜNE) weist auf eine Vereinbarung mit einzelnen Kredit-
instituten in Münster hin, im Rahmen derer diese die Angehörigen bzw. Bezugsperso-
nen informieren dürften, wenn ältere Personen auf einmal große Summen abheben 
wollten. Würden derartige Sicherheitsmaßnahmen auch auf breiterer Ebene ergriffen? 

Da die Täter bei diesen Delikten häufig aus dem Ausland heraus operierten, interes-
siere sie, wie es um die internationale polizeiliche Kooperation stehe. 

Benedikt Falszewski (SPD) wiederholt seine Frage danach, ob es landeseinheitliche 
Handlungsleitlinien für Kreditinstitute gebe oder ob diese in dieser Sache jeweils nach 
eigenem Ermessen agierten. 

LdsKD Peter Mosch (IM) antwortet seinem Vorredner, dazu lediglich sagen zu kön-
nen, dass die Kreditinstitute mit landeseinheitlichen Präventionsmaterialien versorgt 
würden. 

Das beschriebene Münsteraner Modell klinge vielversprechend, allerdings erfordere 
es natürlich die Zustimmung der in dieser Hinsicht gefährdeten älteren Menschen. Er 
werde beim LKA nachfragen, inwieweit ein solches Vorgehen auch anderswo im Land 
praktiziert werde. 

In der Tat gebe es bei diesen Delikten häufig Bezüge ins Ausland, beispielsweise in die 
Türkei oder nach Polen. Dann bestehe die Möglichkeit, sogenannte Joint Investigation 
Teams zu bilden bzw. Spiegelverfahren zu eröffnen. Auf diese Weise habe man durch-
aus schon Erfolge erzielen können, etwa die Zerschlagung einschlägiger Callcenter. 
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18 Aktueller Sachstand zu Stichwaffenangriffen in Nordrhein-Westfalen (Be-
richt beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 2])

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4772 

Markus Wagner (AfD) hebt hervor, dass der massive Anstieg bei den Stichwaffenan-
griffen um rund 78 % zwischen 2022 und 2024 auf ein strukturelles Problem hindeute, 
das sich laut den vorläufigen Zahlen für 2025 noch vergrößern werde. 

Das Konzept zur Bekämpfung der Messergewalt im öffentlichen Raum beinhalte unter 
anderem Waffenverbotszonen, Aktionstage und Plakatkampagnen. Diese Maßnah-
men hätten sich aber als weitgehend unwirksam erwiesen, wie man an den gerade 
genannten Zahlen erkennen könne. 

Bleibe die Option der Strafverschärfung. Für eine solche müsse die Bundesregierung 
tätig werden, aber die Landesregierung könne über den Bundesrat in die Initiative ge-
hen. Defizite gebe es aber auch bei der Durchsetzung bestehender Gesetze. Vor allem 
aber brauche es eine konsequente Abschiebung ausländischer Gewalttäter. 

Benedikt Falszewski (SPD) stellt folgende Fragen: Wie bewerte die Landesregierung 
die deutliche Zunahme bei den Stichwaffenangriffen von 4.292 im Jahr 2022 auf – eine 
vorläufige Zahl – 9.121 in 2025? Wie wolle sie diese Entwicklung eindämmen? Welche 
Schlussfolgerungen ziehe sie aus dieser Dynamik für eine zukünftige Präventions- und 
Sicherheitsstrategie? Inwieweit sei der Landespräventionsrat in die Erarbeitung ent-
sprechender Konzepte eingebunden? Wie beurteile sie die bisherigen Maßnahmen 
wie Waffenverbotszonen, Aktionstage und Plakatkampagnen? 

Minister Herbert Reul (IM) antwortet auf die vorletzte Frage seines Vorredners, dass 
der Landespräventionsrat nicht in die Erarbeitung entsprechender Konzepte eingebun-
den sei. 

Auch wenn es sich bei den Zahlen für 2025 noch um vorläufige handle, müsse man 
insgesamt eine steigende Tendenz verzeichnen, und die dürfe man auch nicht klein-
reden. Diese Tendenz werde man allein mit Präventionsmaßnahmen wie Plakatkam-
pagnen auch nicht umkehren können, jedenfalls nicht von heute auf morgen. In jedem 
Fall gelte es, zu hinterfragen, ob diese Maßnahmen überhaupt hinreichend Wirkung 
entfalteten. Zudem müsse eruiert werden, wie viele Kreispolizeibehörden sich über-
haupt daran beteiligten, weshalb man diese auch um ausführliche Berichte gebeten 
habe. Die ursprüngliche Idee sei gewesen, dass jede Kreispolizeibehörde eine eigene 
Analyse mit Blick auf die ortsspezifischen Besonderheiten und Probleme vornehme, 
da es natürlich gravierende Unterschiede zwischen beispielsweise Köln und Olpe 
gebe. Zusammenfassend lasse sich also festhalten, dass es drei mögliche Gründe für 
die weiterhin hohen Zahlen trotz dieser Maßnahmen gebe: Sie wirkten nicht, sie wür-
den nicht umgesetzt, sie bräuchten noch Zeit. Wisse man dazu mehr, könne man ge-
gebenenfalls noch nachjustieren. 
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Menschen, für die es eine Normalität darstelle, mit dem Messer in der Tasche unter-
wegs zu sein, befänden sich nun einmal im Land. Die Forderung, diese Menschen zu 
Tausenden abzuschieben, diene vielleicht der Publicity einiger, gehe aber an der Wirk-
lichkeit vorbei. Wenn rechtssicher möglich, würden Straftäter natürlich abgeschoben, 
das funktioniere in Nordrhein-Westfalen eigentlich recht gut. Wie hinreichend bekannt, 
falle das aber nicht in seine Zuständigkeit. 

Dass Strafverschärfungen in dieser Sache wirksam sein könnten, bezweifle er, aber 
das könne man natürlich prüfen. Auch Messerverbote bzw. Messerverkaufsverbote 
stellten seiner Ansicht nach keine Lösung dar. 

Eine Herangehensweise könne darin bestehen, die Kontrollaktionen im urbanen Raum 
enger zu takten. Aber dass ich das als wirksam erweisen werde, stehe auch nicht fest. 
Insgesamt müsse er leider festhalten, mehr Fragen als Antworten zu haben. 

Es müsse berücksichtigt werden, dass es zum einen die vorläufigen Zahlen aus dem 
Verfahren zur integrierten Vorgangsbearbeitung und Auskunft und zum anderen die 
qualitätsgesicherten Zahlen aus der Polizeilichen Kriminalstatistik gebe. Zudem rede 
man hier über Stichwaffen jeglicher Art, also nicht nur über Messer. Darüber hinaus 
müsse differenziert werden zwischen Angriffen im öffentlichen Raum – die hier und 
jetzt ja wohl vor allem Thema seien – und solchen im privaten Raum, also Fällen von 
häuslicher Gewalt, schon weil unterschiedliche Tatörtlichkeiten auch mit Unterschie-
den bei der Täterschaft einhergingen. 

Ein Faktor, der die Zahlen nach oben treibe, stelle die Herangehensweise dar, nicht 
nur Angriffe, sondern auch Bedrohungen zu erfassen. So werde im Lagebild zur Mes-
sergewalt vermerkt, dass im Jahr 2023 28,8 % der Opfer leicht verletzt, 6,1 % schwer 
verletzt und 0,3 % getötet worden seien, wohingegen 63,4 % keine Verletzungen erlit-
ten hätten. Die psychischen Folgen einer Bedrohung dürften natürlich auch nicht ver-
nachlässigt werden, nichtsdestotrotz könne man darüber nachdenken, das anders auf-
zubereiten, sodass die Zahl der Angriffe nicht unzutreffend hoch erscheine. 

Markus Wagner (AfD) weist darauf hin, in seinem vorherigen Wortbeitrag nicht von 
der Abschiebung von Messerstechern, sondern von der ausländischer Gewalttäter ge-
sprochen zu haben. Damit ziele er darauf ab, dass viele Messerstecher vorher schon 
wegen anderer Gewalttaten polizeilich in Erscheinung getreten seien. Daher halte er 
die Abschiebung ausländischer Gewalttäter für eine wirksame Maßnahme zur Eindäm-
mung der Messergewalt. Eine weitere Maßnahme müsse darin bestehen, den Zustrom 
von Menschen aus denjenigen Ländern zu stoppen, aus denen ein Großteil der Mes-
serstecher stamme. Wenn man an diesen beiden Punkten nicht ansetze, werde der 
Kampf gegen Messergewalt zu einer Sisyphosarbeit. Statt also nur auf Prävention zu 
setzen, möge die Landesregierung auch repressiv tätig werden. 

Sich auf die Ausführungen des Ministers zu den Zahlen beziehend, schlägt Benedikt 
Falszewski (SPD) vor, künftig eine differenziertere Darstellung zu wählen. Ihm selbst 
sei vollkommen klar, dass nicht jedes Messerdelikt einen verletzten oder gar toten 
Menschen zur Folge habe, aber auch Bedrohungen stellten ein absolutes No-Go dar. 
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Warum werde der Landespräventionsrat in den Kampf gegen Messergewalt nicht ein-
gebunden? Wäre er nicht prädestiniert dafür, an der Konzeption und Evaluation mitzu-
wirken? 

Minister Herbert Reul (IM) verspricht, eine künftige Einbindung des Landespräventi-
onsrates zu prüfen, da das in der Tat nach einer vernünftigen Idee klinge. 

Hinsichtlich der Abschiebung bzw. Abweisung von Ausländern bleibe festzuhalten, 
dass die Zahl der Menschen, die aus anderen Ländern zuwanderten, bereits massiv 
gesenkt worden sei. 
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19 Sponsoringpartnerschaften von Bundesligaklubs mit illegalen Sportwet-
tenanbietern (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 2])

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4754 

Elisabeth Müller-Witt (SPD) weist auf eine investigativ recherchierte Dokumentation 
des ZDF hin, die aufzeige, dass in Bundesligastadien Werbung von Sportwettenanbie-
tern aus China präsentiert werde, die dort mit mafiösen Strukturen verbunden seien. 
Dulde man ein derartiges Gebaren, werde der hiesige Kampf gegen illegale Sportwet-
ten- bzw. Glücksspielanbieter der Lächerlichkeit preisgegeben. 

LKD’in Judith Honnen (IM) gibt an, die Empörung ihrer Vorrednerin über die in der 
Dokumentation aufgedeckten Sachverhalte nachvollziehen zu können. Allerdings 
handle es sich zunächst einmal nur um moralisch fragwürdiges Verhalten aufseiten 
derjenigen Vereine, die sich von derartigen Firmen sponsern ließen. Derzeit jedenfalls 
lägen auch nach einer kürzlich erfolgten Überprüfung durch das LKA keine Erkennt-
nisse zu in Nordrhein-Westfalen bzw. Deutschland begangenen Straftaten vor. Nichts-
destotrotz behalte man das im Auge, da in diesem Zusammenhang durchaus vorstell-
bare Tatbestände wie etwa Geldwäsche natürlich strafbar seien. 
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20 Differenzen in der schwarz-grünen Koalition über das Strafmündigkeitsalter
(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 2])

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4786 

– keine Wortbeiträge 

gez. Angela Erwin 
Vorsitzende 

4 Anlagen 
26.02.2026/05.03.2026 





Marcel Hafke MdL – Platz des Landtags 1 – 40221 Düsseldorf 

An die Vorsitzende des Innenausschusses 

Angela Erwin MdL 

Platz des Landtags 

40221 Düsseldorf 

Mittwoch, 07.01.2026 

Schriftliche Berichtswünsche  

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

im Namen der FDP-Fraktion beantrage ich für die kommende Sitzung des 

Innenausschusses folgende schriftliche Berichte: 

1. Einbruch in eine Sparkassenfiliale in Gelsenkirchen 

Nach umfangreichen Medienberichten kam es in Gelsenkirchen zu einem 

außergewöhnlich schweren Einbruch in eine Sparkassenfiliale, bei dem unbekannte 

Täter in den Tresorbereich eindrangen und eine Vielzahl von Schließfächern 

aufbrachen. Berichten zufolge wurde dabei ein Vermögensschaden in zwei- bis 

dreistelliger Millionenhöhe verursacht. Die Tat soll mit erheblichem technischen und 

zeitlichen Aufwand vorbereitet worden sein und weist Merkmale professionell 

organisierter Kriminalität auf. 

Besonders bemerkenswert ist, dass die Täter offenbar über mehrere Tage hinweg 

unentdeckt Vorbereitungsarbeiten durchführen konnten. Zudem wird in 
Medienberichten auf mögliche internationale Bezüge der Tätergruppierung 

hingewiesen. Gleichzeitig wurden Fragen zur baulichen und organisatorischen 

Sicherung der betroffenen Filiale sowie zur Kommunikation zwischen Sparkasse und 

Sicherheitsbehörden aufgeworfen. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht, 

der sich unter anderem mit folgenden Fragen befasst: 

1. Wie stellt sich der aktuelle Ermittlungsstand zu dem Einbruch in die 

Sparkassenfiliale in Gelsenkirchen dar? 

2. Inwieweit geht die Landesregierung von einer Beteiligung organisierter oder 

international agierender Tätergruppierungen aus? 
3. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung vor, dass von dem Diebstahl 

Personen aus dem Bereich der Organisierten Kriminalität oder Clan-

Kriminalität betroffen sind?  

4. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung zu den entwendeten 

Barmitteln, Dokumenten, Aufzeichnungen und Wertgegenständen vor? 
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5. Bestehen Zusammenhänge mit den weiteren Diebstählen in Sparkassen in 

Bonn und Halle? 

2. Silvesterbilanz 2025/2026 

Das Ministerium des Innern hat mit Pressemitteilung vom 01.01.2026 eine vorläufige 

Bilanz zum Einsatzgeschehen in der Silvesternacht 2025/2026 vorgelegt. Demnach 

waren landesweit rund 7.500 Polizeikräfte im Einsatz; insgesamt wurden 4.079 

polizeiliche Einsätze registriert, was einem Rückgang von rund acht Prozent 

gegenüber dem Vorjahr entspricht. Zugleich wird von einem deutlichen Rückgang der 

Angriffe auf Polizeikräfte, insbesondere von Angriffen aus Gruppen unter 

Verwendung von Pyrotechnik, berichtet. 

Gleichzeitig zeigen die veröffentlichten Zahlen, dass trotz des Rückgangs der Angriffe 

die Zahl der verletzten Polizeibeamtinnen und -beamten gegenüber dem Vorjahr 

angestiegen ist. Zudem ist ein deutlicher Anstieg der ausgesprochenen Platzverweise 

zu verzeichnen, während Ingewahrsamnahmen und vorläufige Festnahmen rückläufig 

sind.  

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht, 

der sich unter anderem mit folgenden Fragen befasst: 

1. Wie erklärt die Landesregierung den Umstand, dass trotz eines Rückgangs der 

Angriffe auf Polizeikräfte die Zahl der verletzten Polizeibeamtinnen und -
beamten gegenüber dem Vorjahr angestiegen ist? 

2. Welche konkreten einsatztaktischen Maßnahmen oder Änderungen der 

Einsatzkonzeption haben aus Sicht der Landesregierung insbesondere zu dem 

deutlichen Rückgang der Angriffe aus Gruppen unter Verwendung von 

Pyrotechnik beigetragen? 

3. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung zu regionalen oder 

kommunalen Schwerpunkten des Einsatzgeschehens vor, und welche 

Schlussfolgerungen werden daraus für zukünftige Einsatzkonzepte gezogen? 

4. Welche Rolle spielten technische Maßnahmen, insbesondere stationäre oder 

mobile Videobeobachtung, bei der Einsatzbewältigung in der Silvesternacht 
2025/2026? 

5. In welchem Umfang kamen kommunale Abbrenn- und Mitführverbote für 

Pyrotechnik (sog. Böllerverbotszonen) zum Einsatz und wie bewertet die 

Landesregierung deren Wirksamkeit? 
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3. Drohnenbilanz 2025 

Der Einsatz unbemannter Luftfahrtsysteme hat sich in den vergangenen Jahren rasant 

entwickelt und stellt Staat und Gesellschaft zunehmend vor neue sicherheitspolitische 

Herausforderungen. Drohnen sind längst nicht mehr ausschließlich zivile Freizeit- oder 

Wirtschaftsgeräte, sondern werden zunehmend auch für Ausspähungs-, Sabotage- 

und Störzwecke eingesetzt. Insbesondere im Umfeld kritischer Infrastrukturen, 

militärischer Einrichtungen, Industrieanlagen sowie politisch sensibler Orte sind 

Drohnenvorfälle mittlerweile fester Bestandteil der Sicherheitslage. 

Dabei geht es nicht allein um die konkrete Gefahr durch mögliche Spionage, das 

Auskundschaften sicherheitsrelevanter Objekte oder potenzielle 
Vorbereitungshandlungen für Sabotageakte. Hinzu tritt ein nicht zu unterschätzender 

psychologischer Effekt: Wiederholte Drohnenvorfälle, die von staatlichen Stellen nicht 

unmittelbar aufgeklärt oder unterbunden werden können, erzeugen in der 

Bevölkerung zunehmend ein Gefühl der Machtlosigkeit und des Staatsversagens. Dies 

kann das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit staatlicher Sicherheitsorgane nachhaltig 

beeinträchtigen. 

Vor dem Hintergrund der sogenannten Zeitenwende und der veränderten 

sicherheitspolitischen Lage in Europa ist das Phänomen zudem in den Kontext 

hybrider Kriegsführung einzuordnen. Moderne hybride Bedrohungen zielen nicht nur 

auf militärische Ziele, sondern bewusst auf die Verwundbarkeit offener 
Gesellschaften, kritischer Infrastrukturen und das subjektive Sicherheitsgefühl der 

Bevölkerung. Drohnen eignen sich in besonderer Weise als niedrigschwellige, schwer 

zu attribuierende Mittel hybrider Einflussnahme. 

Deutschland kommt hierbei aufgrund seiner geopolitischen Lage, seiner 

wirtschaftlichen Stärke und seiner Rolle als logistisches Drehkreuz in Europa eine 

besondere Bedeutung zu. Nordrhein-Westfalen ist als bevölkerungsreichstes 

Bundesland, als zentraler Industriestandort, als Verkehrsknotenpunkt sowie als 

Standort zahlreicher kritischer Infrastrukturen und militärischer Einrichtungen in 

besonderem Maße betroffen. 

Die hohe sicherheitspolitische Relevanz der Drohnenproblematik spiegelt sich auch in 
der parlamentarischen Befassung wider. In nahezu jeder Sitzung des 

Innenausschusses sowie mehrfach im Plenum des Landtags Nordrhein-Westfalen 

wurde die Drohnenthematik in unterschiedlichen Zusammenhängen aufgegriffen. 

Diese kontinuierliche parlamentarische Befassung verdeutlicht, dass es sich nicht um 

vereinzelte Vorfälle, sondern um ein dauerhaft relevantes Sicherheitsphänomen 

handelt. 

Vor diesem Hintergrund und vor dem Hintergrund des Bestehens eines 

Bundeslagebildes des BKA zum Drohnengeschehen besteht die Notwendigkeit, dass 

auch der Landesregierung ein Landeslagebild „Drohnen“ erstellt, in dem 
entsprechende Ereignisse systematisch erfasst und ausgewertet werden, unter 

anderem etwa hinsichtlich Anzahl, Regionalität, Auffälligkeiten, eingesetzter 
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Drohnentypen, festgestellter Drohnenführer sowie möglicher sicherheitsrelevanter 

Bezüge. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht, 

der sich unter anderem mit folgenden Fragen befasst: 

1. Wie stellt sich die Drohnenlage in Nordrhein-Westfalen im Jahr 2025 

insgesamt dar? (bitte nach Monaten, Regionen und ggf. besonderer 

Örtlichkeiten aufschlüsseln) 

2. Welche Arten von Drohnen wurden dabei festgestellt (soweit bekannt: 

Bauart, Reichweite, technische Auffälligkeiten)? 

3. In wie vielen Fällen konnten welche Erkenntnisse zu Drohnenführern ermittelt 
werden? 

4. In wie vielen Fällen bestand nach Bewertung der Sicherheitsbehörden ein 

Bezug zu Spionage, Ausforschung oder hybriden Bedrohungslagen? 

5. Welche technischen, organisatorischen und rechtlichen Mittel stehen den 

Sicherheitsbehörden in Nordrhein-Westfalen aktuell und perspektivisch zur 

Abwehr und Aufklärung von Drohnen zur Verfügung? 

4. Bilanz Angriffe auf KRITIS 2025  

Im Januar 2026 kam es im Südwesten von Berlin zu einem großflächigen Stromausfall, 

der rund 50.000 Haushalte sowie mehr als 2.000 Gewerbekunden betraf. Ursache war 
eine Brandlegung an einer Kabelbrücke über dem Teltowkanal, der mehrere 

Hochspannungsleitungen beschädigte und zu einer länger andauernden 

Unterbrechung der Stromversorgung führte. Teilweise waren Krankenhäuser, 

Pflegeeinrichtungen und Mobilfunknetze beeinträchtigt. 

Die Behörden prüfen eine politisch motivierte Brandstiftung bzw. einen extremistisch 

geprägten Anschlag; in diesem Kontext wird auf mögliche Gruppen im 

linksextremistischen Spektrum hingewiesen, die in der Vergangenheit ähnliche 

Sabotageakte begangen haben. Die Authentizität eines zwischenzeitlich eingegangen 

Bekennerschreibens wird noch geprüft, es gibt aber auch Hinweise auf eine mögliche 

fremdsprachige Herkunft des Bekennerschreibens. 

Der großflächige Stromausfall in Berlin hat in drastischer Weise aufgezeigt, wie 

verwundbar kritische Infrastruktur (KRITIS) ist – insbesondere 

Energieversorgungssysteme, aber auch nachgelagerte Systeme wie 

Telekommunikation, Gesundheitsversorgung und Verkehr. Bereits durch eine 

einzelne Sabotage oder einen gezielten Angriff können weite Teile des 

gesellschaftlichen Lebens über Stunden oder Tage lahmgelegt werden. Dies 

verdeutlicht nicht nur die bestehende Gefährdung durch extremistische Milieus, 

sondern lässt auch erkennen, welches Potenzial für hybride Angriffe besteht, bei 

denen staatliche Grundfunktionen gezielt unterminiert werden. 
Vor diesem Hintergrund ist es dringend notwendig, unverzüglich wirksame 

Schutzmaßnahmen für KRITIS zu treffen und die notwendigen rechtlichen 
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Rahmenbedingungen zu schaffen. Ein weiteres Zu- und Abwarten schafft nicht 

verantwortbare Risiken und ist nicht weiter hinnehmbar.  

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht, 

der sich unter anderem mit folgenden Fragen befasst: 

1. Wie viele sicherheitsrelevante Störungen, Ausfälle oder Angriffe auf KRITIS-

Bereiche wurden 2025 in Nordrhein-Westfalen erfasst (bitte nach Monaten, 

Sektoren und Örtlichkeiten aufschlüsseln)? 

2. Welche Vorfälle an kritischer Infrastruktur werden derzeit als politisch 

motivierte Sabotageakte, extremistische Angriffe oder potenzielle hybride 

Bedrohungen eingeordnet? 
3. In welchem Umfang konnten bei diesen Vorfällen Täter identifiziert oder 

Hinweise auf Tätergruppierungen gewonnen werden? 

4. Welche aktuellen Erkenntnisse hat die Landesregierung über mögliche 

ausländische Einflussnahmen, Spionage oder hybride Aktivitäten im 

Zusammenhang mit KRITIS-Störungen? 

5. Wie schätzt die Landesregierung aktuell die generelle Verwundbarkeit 

kritischer Infrastrukturen in Nordrhein-Westfalen ein – insbesondere 

Energieversorgung, Telekommunikation, Wasser/Entsorgung, Verkehr und 

Gesundheitswesen? 

5. Verfahrensstau bei den Staatsanwaltschaften – Auswirkung auf die Polizei 

Nach Angaben des Justizministeriums hat sich der Rückstau bei unerledigten 

Ermittlungsverfahren in Nordrhein-Westfalen weiter verschärft. Ende September 

2025 lagen bei den Staatsanwaltschaften im Land rund 284.000 offene 

Ermittlungsverfahren vor – so viele wie nie zuvor und mehr als in jedem anderen 

Bundesland Deutschlands. 

Der erhebliche Rückstau bei Ermittlungsverfahren wirkt sich darüber hinaus 

unmittelbar auf das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung aus. Wenn Straftaten über 

lange Zeiträume nicht zur Anklage gebracht oder gerichtlichen Entscheidungen 

zugeführt werden, entsteht bei Bürgerinnen und Bürgern der Eindruck, dass staatliche 

Reaktionen auf Kriminalität ausbleiben oder nur verzögert erfolgen. Dies schwächt 
das Vertrauen in die Durchsetzungsfähigkeit des Rechtsstaates und kann zu einem 

subjektiven Gefühl mangelnder Sicherheit führen – selbst unabhängig von der 

tatsächlichen Kriminalitätsbelastung. 

Besonders problematisch ist der Rückstau bei Ermittlungsverfahren auch aus 

spezialpräventiver Sicht. Eine strafrechtliche Sanktion entfaltet ihre erzieherische und 

abschreckende Wirkung nur dann in vollem Umfang, wenn sie in einem engen 

zeitlichen Zusammenhang mit der Tat erfolgt. Verzögerte Ermittlungs- und 

Strafverfahren mindern diese Wirkung erheblich. Gerade bei Mehrfachtätern besteht 

die Gefahr, dass ausbleibende oder spät eintretende Konsequenzen als faktische 
Straflosigkeit wahrgenommen werden und damit weitere Straftaten begünstigt 

werden. 
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Dies gilt in besonderem Maße für junge Tatverdächtige. Ausweislich der jüngsten Hell- 

und Dunkelfeldstudien zur Jugendkriminalität ist eindrücklich belegt, dass sowohl der 

wahrgenommene Sanktionsdruck als auch die Entdeckungserwartung bei kriminell 

auffälligen Jugendlichen in den vergangenen Jahren deutlich zurückgegangen sind. 

Wenn Ermittlungsverfahren über Monate oder Jahre nicht abgeschlossen werden, 

verstärkt dies die Wahrnehmung, dass strafbares Verhalten kaum oder nur mit 

erheblicher Verzögerung sanktioniert wird. Dies untergräbt präventive Effekte des 

Jugendstrafrechts und stellt eine erhebliche Herausforderung für Polizei, 

Staatsanwaltschaften und Justiz dar. 

Der Stau bei Ermittlungsverfahren ist damit nicht nur ein organisatorisches oder 
verwaltungsinternes Problem der Justiz, sondern berührt zentrale Fragen der inneren 

Sicherheit, der Kriminalprävention und des gesellschaftlichen Vertrauens in den 

Rechtsstaat. Auch die polizeiliche Arbeit wird dadurch nachhaltig beeinträchtigt, da 

aufwändige Ermittlungen ihre Wirkung verlieren, wenn sie nicht zeitnah zu 

rechtsstaatlichen Entscheidungen führen und führt zu erheblicher Unzufriedenheit 

und Frustration in der Polizei. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht, 

der sich unter anderem mit folgenden Fragen befasst: 

1. Wie bewertet die Landesregierung aus Sicht der Sicherheitsbehörden den 

hohen Bestand an unerledigten Ermittlungsverfahren und die langen 
Verfahrensdauern? 

2. In welchem Umfang binden offene Ermittlungsverfahren dauerhaft 

polizeiliche Personalressourcen, etwa durch Nachermittlungen, 

Aktennachforderungen, wiederholte Sachstandsabfragen der 

Staatsanwaltschaften? 

3. Wie wirkt sich der Rückstau bei Ermittlungsverfahren auf die Priorisierung 

polizeilicher Ermittlungen aus, insbesondere bei Mehrfach- und 

Intensivtätern? 

4. Inwiefern beeinträchtigt der Rückstau bei Ermittlungsverfahren die 

Wirksamkeit polizeilicher Gefahrenabwehr, etwa wenn bekannte 
Tatverdächtige trotz laufender Verfahren erneut straffällig werden? 

5. Kommt es aus dazu, dass polizeilich aufgeklärte Straftaten aufgrund fehlender 

zeitnaher staatsanwaltschaftlicher Bearbeitung und gerichtlicher Behandlung 

faktisch folgenlos bleiben? 

Mit freundlichen Grüßen 

Marcel Hafke 
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SPD-Fraktion im Landtag Nordrhein-Westfalen 

Frau

Angela Erwin (MdL) 

Vorsitzende des Innenausschusses 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf

0707.0101.2026

Beantragung von schriftlichen Berichten für die Sitzung des Innenausschusses am 2222.0101.2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die nächste Sitzung des Innenausschusses am 

2222.0101.2026 folgende schriftliche Berichte:

1.1. Kriminalität gegen Seniorinnen und Senioren in Nordrhein-Westfalen

Straftaten gegen ältere Menschen rückten in den vergangenen Jahren zunehmend in den öffentlichen 

Fokus. Insbesondere Betrugsdelikte wie Schockanrufe, Enkeltrickbetrug, falsche 

Amtsträger sowie betrügerische Callcenter-Strukturen tragen spürbar zur Verunsicherung vieler 

Seniorinnen und Senioren bei. Diese Entwicklungen verdeutlichen die Notwendigkeit, 

Strafverfolgungsdruck aufrechtzuerhalten, Präventionsmaßnahmen weiterzuentwickeln, Opferschutz zu 

stärken und auch die internationale Strafverfolgungskooperation zu intensivieren, da ein nicht 

unerheblicher Teil der Täterinnen und Täter aus dem Ausland heraus agiert.
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Wir bitten daher um einen aktualisierten Bericht über den Sachstand bei der Bekämpfung von Straftaten 

zum Nachteil älterer Menschen, der insbesondere die folgenden Fragen beantwortet:

1.1. Wie hat sich die Zahl der Straftaten zum Nachteil älterer Menschen seit 2022 entwickelt, 

Wohnungseinbruch, Taschendiebstahl, digitale Betrugsformen, Gewalt- und Eigentumsdelikte)?

2.2. Welcher finanzielle Schaden ist seit 2022 durch Straftaten gegen ältere Menschen entstanden, 

gegliedert nach Deliktart und soweit möglich auch nach regionaler Verteilung sowie 

Fallkonstellationen?

3.3. Welche Erkenntnisse liegen zu den Täterstrukturenen vor, insbesondere zu im Ausland ansässigen 

Tätergruppierungen und zu deren Vorgehensweisen bzw. den Auswirkungen auf Ermittlungs- und 

Strafverfolgungsprozesse in Nordrhein-Westfalen?

4.4. Wie stellt sich das Verhältnis von Hell- und Dunkelfeld bei Straftaten gegen ältere Menschen dar, 

Opferbefragungen)?

5.5. Welche Maßnahmen hat die Landesregierung seit 2022 zur Verbesserung der Prävention, zur 

Stärkung des Opferschutzes und zur gezielteren Ansprache hochbetagter und mobil 

eingeschränkter Menschen ergriffen, und welche weiteren Initiativen sind geplant?

6.6. Inwieweit arbeitet Nordrhein-Westfalen auf internationaler Ebene mit anderen Staaten bei der 

Strafverfolgung zusammen und welche Strategien verfolgt die Landesregierung zur Verbesserung 

der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsstrukturen im Bereich 

grenzüberschreitender Kriminalität gegen ältere Menschen?

2.2. Aktueller Sachstand zum Polizeieinsatz in Bochum am 17.11.2025

Am 17. November 2025 kam es zu einem Polizeieinsatz in Bochum, bei dem ein zwölfjähriges Mädchen 

zwei Polizeibeamte mit zwei Messern angegriffen haben soll und daraufhin durch einen 

Schusswaffeneinsatz schwer verletzt wurde. Wir bitten diesbezüglich um einen aktualisierten 

Sachstandsbericht. Wir bitten die Landesregierung dabei insbesondere um die Beantwortung der 

folgenden Fragen:

1.1. Wie stellt sich der aktuelle Ermittlungs- und Aufklärungsstand zum Einsatzgeschehen dar, 

insbesondere hinsichtlich der Frage, welche Informationen den eingesetzten Polizeikräften zu 

dem Mädchen, seiner Lebenssituation und möglichen gesundheitlichen Risiken vorlagen?
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2.2. Welche neuen Erkenntnisse liegen zum zeitlichen Ablauf des Einsatzes vor, insbesondere zur 

Kommunikation zwischen Polizei und der Mutter, zur Verzögerung beim Betreten der Wohnung 

sowie zur Entscheidungskette, die zum Einsatz von Taser und Schusswaffe führte?

3.3. Welche Rückschlüsse zieht die Landesregierung aus dem Vorfall mit Blick auf Einsätze, bei denen 

vulnerable Minderjährige betroffen sind 

Gehörlosigkeit) oder relevante medizinische Risiken bestehen?

3.3. Aktueller Sachstand zu Stichwaffenangriffen in Nordrhein-Westfalen

Angesichts der anhaltenden öffentlichen Diskussion über Gewaltvorfälle unter Einsatz von Messern und 

anderen Stichwaffen sowie der sicherheitsrelevanten Bedeutung solcher Taten bitten wir um eine 

aktualisierte Darstellung der Entwicklung im Jahr 2025. Wir bitten die Landesregierung diesbezüglich um 

einen schriftlichen Bericht, der insbesondere folgende Fragen beantwortet:

1.1. Wie viele Stichwaffenangriffe wurden im Jahr 2025 in Nordrhein-Westfalen registriert, und wie 

stellt sich die Entwicklung im Vergleich zu den Vorjahren seit 2022 dar?

2.2.

Tötungsdelikte), Tatmotiven und Tatorten

Umfeld, Regionen)?

3.3. Welche Erkenntnisse liegen zu Täter- und Opferstrukturen vor, insbesondere hinsichtlich Alter, 

Geschlecht, polizeilicher Vorerkenntnisse sowie möglicher Konfliktkonstellationen?

4.4. Welche Maßnahmen hat die Landesregierung ergriffen bzw. plant sie, um die Prävention und 

Gefahrenabwehr im Zusammenhang mit Messerangriffen zu verbessern?

4.4. Sponsoring-Partnerschaften von Bundesliga-Clubs mit illegalen Sportwettenanbietern

Aktuelle Medienberichte der ARD und des ZDF zeigen, dass auch in NRW einige Bundesliga-Clubs 

Sponsoring- und Marketingpartnerschaften mit internationalen Wettanbietern unterhalten haben, die im 

Zielmarkt China operieren und nach den journalistischen Recherchen im Zusammenhang mit illegalem 

Glücksspiel, Geldwäschestrukturen und einem chinesischen Cybercrime-Syndikat stehen sollen. Zudem 

werden Verbindungen zu Zwangsarbeitslagern, moderner Sklaverei und Menschenhandel in Südostasien 

beschrieben. 
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Wir bitten die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht, der insbesondere folgende Fragen 

beantwortet:

1.1. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung und den Sicherheitsbehörden in 

Nordrhein-Westfalen zu den in den Medienberichten genannten chinesischen Wettplattformen

und deren Tätigkeiten im Zusammenhang mit illegalem Online-Glücksspiel, Geldwäsche oder 

Cybercrime vor?

2.2. Welche Informationen liegen über mögliche Verbindungen dieser Anbieter zu der sogenannten 

Yabo-Gruppe bzw. zu im Ausland betriebenen Zwangsarbeitslagern, Menschenhandel oder 

moderner Sklaverei vor, und gibt es aktuelle Lagebewertungen hierzu?

3.3. Welche Kenntnisse haben die nordrhein-westfälischen Polizeibehörden oder andere 

Landesbehörden über die Geschäftstätigkeiten dieser Wettanbieter im Umfeld deutscher bzw. 

nordrhein-westfälischer Profisportvereine, insbesondere im Hinblick auf Sponsoring- oder 

Werbekooperationen?

4.4. Welche Schlussfolgerungen ergeben sich aus Sicht der Landesregierung für die Bekämpfung 

internationaler Cybercrime-Strukturen, insbesondere wenn diese über legale Sponsoring- oder 

Werbepartnerschaften in Deutschland Reputation aufbauen oder Geldwäscheverschleierungen 

begünstigen könnten?

5.5. Einsatzlage von Polizei, Feuerwehren und Rettungskräften in der Silvesternacht

Wir bitten die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht zur Einsatzlage bei Polizei, Feuerwehren

und Rettungskräften in der Silvesternacht vom 31.12.2025 auf den 01.01.2026. Der Bericht soll 

insbesondere folgende Punkte umfassen:

( Gesamtüberblick

� Anzahl der Einsätze von Polizei und Feuerwehren in Nordrhein-Westfalen

� Vergleich zu den Vorjahreszahlen seit 2022

( Lagebild und Schwerpunkte

� Regionale Schwerpunkte von Einsätzen

�

� Anzahl und Art der registrierten Straftaten im Zusammenhang mit Silvesterfeierlich-

keiten
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( Personelle und organisatorische Aspekte

� Einsatzstärke und Verfügbarkeit von Kräften (Polizei, Feuerwehrenen, Rettungsdienste)

� von Einsatzkräften)

( Bewertung und Ausblick

� Einschätzung der Landesregierung zur Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen

� Geplante Verbesserungen für kommende Jahreswechsel

6.6. Differenzen in der schwarz-grünen Koalition über das Strafmündigkeitsalter

Nach Presseberichten vom 06.01.2026 hat Innenminister Herbert Reul angekündigt, eine Absenkung des 

Alters der Strafmündigkeit von 14 auf 12 Jahre prüfen zu wollen. Er begründete dies mit einer steigenden 

Zahl von Straftaten durch Kinder und Jugendliche und erklärte in diesem Zusammenhang, dass

seien. Zugleich betonte er, dass unter 14-Jährige nicht ins Gefängnis sollen, 

müssten. Der 

Koalitionspartner Bündnis 90/Die Grünen lehnt eine Absenkung des Strafmündigkeitsalters strikt ab. Die 

innenpolitische Sprecherin der Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen, Julia Höller, verwies laut 

Presseangaben in diesem Zusammenhang auf wissenschaftliche Erkenntnisse zur fehlenden Reife von 

Kindern

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht, der insbesondere 

folgende Punkte umfasst:

1.1. Welche konkreten Vorstellungen verfolgt Innenminister Reul bei der Prüfung einer Absenkung

des Strafmündigkeitsalters gibt es hierzu konzeptionelle Ansätze oder Modelle, die er im 

Blickfeld hat?

2.2. Wie bewertet die Landesregierung die Kritik, dass eine Absenkung des Strafmündigkeitsalters

wissenschaftlichen Erkenntnissen zur kindlichen Entwicklung widerspricht?

3.3. Welche Alternativen zur Strafmündigkeitsabsenkung sieht die Landesregierung, um auf die

steigende Zahl von Straftaten durch unter 14-Jährige zu reagieren?
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4.4.

strukturelle Maßnahmen, um eine schnellere und wirksamere Reaktion auf schwere Straftaten 

von Kindern zu ermöglichen?

5.5. Wie bewertet die Landesregierung den offenkundigen Dissens zwischen Innenminister Reul und 

dem Koalitionspartner Bündnis 90/Die Grünen in dieser Frage, und welche Auswirkungen hat 

dies auf die weitere politische Vorgehensweise?

Mit freundlichen Grüßen

Christina Kampmann
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Dr. Christos Katzidis MdL 

Innenpolitischer Sprecher
Dr. Julia Höller MdL 

Innenpolitische Sprecherin

Landtag Nordrhein-Westfalen - Platz des Landtags 1 - 40221 Düsseldorf 

Dr. Christos Katzidis - CDU-Landtagsfraktion NRW 
Telefon: 0211 884-2186 
E-Mail: christos.katzidis@landtag.nrw.de

Dr. Julia Höller - Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  
Telefon: 0211 884-2700 
E-Mail: julia.hoeller@landtag.nrw.de

An die 
Vorsitzende des Innenausschusses  
Frau Angela Erwin MdL  
- im Hause -  

 

 

Düsseldorf, den 13. Januar 2026 

Mündlicher Berichtswunsch für die Sitzung des Innenausschusses am 22. Januar 
2026 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die oben genannte Sitzung des Innenausschusses beantragen wir im Namen der 
Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu folgendem 
Tagesordnungspunkt einen mündlichen Bericht: 

Berichtswunsch – Stromausfall in Berlin; Hilfeleistung durch Land NRW

Am 03.01.2026 kam es im Berliner Südwesten infolge eines Brandanschlags auf eine 
Kabelbrücke zu einem großflächigen, mehrtägigen Stromausfall. Nach Angaben des 
Netzbetreibers waren rund 45.000 Haushalte und 2.200 Gewerbekunden betroffen; 
zeitweise war von bis zu rund 100.000 Betroffenen die Rede. Die Tat wurde öffentlich als 
Sabotageakt bewertet und einer linksextremistischen Gruppe zugeschrieben, die sich zu 
dem Anschlag bekannt haben soll. 

Zur Aufrechterhaltung der Versorgung besonders schutzbedürftiger und kritischer 
Einrichtungen waren umfangreiche Notfallmaßnahmen erforderlich. In diesem 
Zusammenhang wurden nach übereinstimmender Berichterstattung Personal und 
Notstromersatzanlagen aus Nordrhein-Westfalen nach Berlin verbracht und dort 
eingesetzt. 
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Wir bitten hierzu um mündlichen Bericht insbesondere zu folgenden Fragestellungen: 

1. Welche konkreten Unterstützungsleistungen hat das Land Nordrhein-Westfalen im 
Zusammenhang mit dem Stromausfall in Berlin erbracht bzw. koordiniert und 
welche Stellen der Landesregierung und nachgeordneten Behörden waren daran 
beteiligt? 

2. Wie ist Nordrhein-Westfalen organisatorisch, materiell und operativ für einen 
vergleichbaren, länger andauernden Stromausfall infolge eines Sabotageaktes 
gegen kritische Infrastruktur aufgestellt? 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Christos Katzidis MdL                      Dr. Julia Höller MdL 
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Markus Wagner 
Mitglied des Landtags Nordrhein-Westfalen 

Innenpolitischer Sprecher der AfD-Landtagsfraktion

Tel.: (0211)884-4517 (dienstlich) 

E-Mail: markus.wagner@landtag.nrw.de 

Tel.: 0211 - 884 4551 

Fax: 0211 - 884 3124 

AfD-Fraktion@Landtag.NRW.de 

1 

AfD-Landtagsfraktion NRW * Platz des Landtags 1 * 40221 Düsseldorf 

An die Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 

- im Hause - 

 

Düsseldorf, 7. Januar 2026 

Beantragung von Tagesordnungspunkten für die 67. Sitzung des Innenausschusses 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die 67. Sitzung des Innenausschusses am 22. Januar 2026 beantrage ich für die AfD-

Fraktion die nachfolgenden Tagesordnungspunkte mit der Bitte um einen schriftlichen Bericht 

der Landesregierung: 

I. 

Innenminister Herbert Reul warnt vor Linksextremismus 

Der nordrhein-westfälische Innenminister Herbert Reul (CDU) warnt und übt Kritik im Zusam-
menhang mit einem wieder erstarkenden Linksextremismus in Deutschland sowie gravieren-
den Defiziten im staatlichen Katastrophenschutz. Reul äußerte sich dazu in einem Interview 
bei Welt TV und bezog sich dabei sowohl auf aktuelle sicherheitspolitische Entwicklungen als 
auch auf strukturelle Versäumnisse der Politik über viele Jahre hinweg.1

Reul betonte, dass Linksextremismus in Deutschland historisch häufig unterschätzt oder ver-
harmlost worden sei. Dieses „Belächeln“ habe dazu geführt, dass die tatsächliche Gefährlich-
keit der Szene nicht ausreichend ernst genommen worden sei. Als Beispiel nannte Reul unter 
anderem die Auseinandersetzungen rund um den Hambacher Forst in Nordrhein-Westfalen 
sowie weitere ähnliche Fälle. Dort habe sich gezeigt, dass linksextremistische Akteure in der 
Lage seien, sich kurzfristig und gezielt in bürgerliche, grundsätzlich legitime Protestbewegun-
gen einzumischen und diese für ihre eigenen politischen und ideologischen Ziele zu instru-
mentalisieren. Gerade diese Strategie mache die Szene besonders gefährlich. Reul stellte 
klar, dass linksextremistische Gruppen aktuell wieder deutlich aktiver und aggressiver aufträ-

1 Vgl. https://apollo-news.net/reul-warnt-vor-linksextremismus-und-kritisiert-friede-freude-eierkuchen-
beim-katastrophenschutz/. 
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ten. In einigen Bundesländern hätten sie zudem eine Schwelle zur offenen Gewalt überschrit-
ten. Auch wenn die Szene zahlenmäßig vergleichsweise klein sei, liege ihre besondere Ge-
fährlichkeit in ihrer „Qualität“, also in ihrer hohen Mobilisierungsfähigkeit, Entschlossenheit und 
Wirkungsmacht. Diese Kombination mache sie zu einem ernstzunehmenden Sicherheitsrisiko, 
das keinesfalls unterschätzt werden dürfe.2

Als konkreten Anlass für seine Warnungen verwies Reul auf den Anschlag der linksextremis-
tischen sogenannten „Vulkan-Gruppe“ auf das Stromnetz in Berlin. Nach bisherigen Erkennt-
nissen sollen Mitglieder dieser Gruppe am frühen Samstagmorgen, den 3. Januar 2026, Feuer 
an einer Stromleitung in der Nähe des Teltowkanals gelegt haben. Die Folgen dieses An-
schlags sind erheblich: Rund 30.000 Haushalte im Südwesten Berlins sind weiterhin ohne 
Stromversorgung. Der Vorfall verdeutliche nach Reuls Einschätzung, dass linksextremistische 
Gewalt nicht nur symbolischen Charakter habe, sondern gezielt kritische Infrastruktur angreife 
und damit massive Auswirkungen auf die Zivilbevölkerung entfalten könne. Neben der sicher-
heitspolitischen Dimension übte Reul scharfe Kritik an der aus seiner Sicht jahrelangen Untä-
tigkeit der Politik im Bereich des Katastrophenschutzes. Er sprach von einem grundlegenden 
Versäumnis und erklärte offen, dieses Thema sei „verpennt“ worden. Über Jahrzehnte hinweg
habe die Politik in einer Art Sorglosigkeit gelebt, geprägt von der Annahme, dass es weder 
Krieg noch schwere Katastrophen in Deutschland geben werde. Katastrophen seien als Prob-
leme anderer Länder oder anderer Regionen betrachtet worden, denen man allenfalls mit 
Spenden begegne, anstatt sich selbst systematisch vorzubereiten. Reul machte deutlich, dass 
diese Haltung falsch gewesen sei und dass Bedrohungen wie großflächige Stromausfälle, Sa-
botageakte oder andere Katastrophen sehr wohl auch Deutschland direkt treffen könnten. 
Deshalb sei eine grundlegende Neubewertung und bessere Vorbereitung zwingend erforder-
lich. Er forderte deutlich höhere Investitionen in die äußere Sicherheit, in die Sicherheitsstruk-
turen der Länder sowie in die zivile Verteidigung insgesamt. Nur so könne der Staat seiner 
Verantwortung gerecht werden, die Bevölkerung im Krisenfall wirksam zu schützen.3

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie verteilen sich die Mitarbeiter im Innenministerium prozentual auf die unterschied-
lichen Extremismusphänomene? 

2. Wie verteilen sich die Mitarbeiter beim Verfassungsschutz prozentual auf die unter-
schiedlichen Extremismusphänomene? 

3. Von welchem Extremismusphänomen geht die größte Bedrohung im Hinblick auf KRI-
TIS-Einrichtungen aus? 

4. Welche Hinweise liegen der Landesregierung vor, dass auch Nordrhein-Westfalen akut 
von Anschlägen auf KRITIS-Einrichtungen bedroht ist? 

5. Welche Informationen liegen der Landesregierung über Verbindungen der linksextre-
mistischen „Vulkan-Gruppe“ nach NRW vor? 

2 Ebenda. 
3 Ebenda. 
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II. 

Köln: Mordanschlag auf Hells-Angel-Rocker 

In einer Wohnstraße in Köln kam es am späten Abend des 21. Dezember 2025 zu einem 
schweren Gewaltverbrechen. Gegen 23:30 Uhr fielen im Fellmühlenweg mehrere Schüsse. 
Auf dem Asphalt lagen später Splitter, die Windschutzscheibe eines Audis war vollständig zer-
stört, und die Karosserie des Fahrzeugs wies zahlreiche Einschusslöcher auf. Der Fahrer des 
Fahrzeugs, ein 36 Jahre alter Mann aus dem Rocker-Milieu, saß zum Zeitpunkt der Tat hinter 
dem Lenkrad seines geparkten Autos, als sich ein bislang unbekannter Täter näherte und ge-
zielt das Feuer eröffnete.4

Nach bisherigen Erkenntnissen durchschlugen insgesamt acht Projektile die Frontscheibe des 
Fahrzeugs. Mehrere Kugeln trafen den Mann im Oberkörper und fügten ihm lebensgefährliche 
Verletzungen zu. Nach Informationen der BILD-Zeitung handelt es sich bei dem Opfer um ein 
mehrfach vorbestraftes Mitglied der Hells Angels. Die Ermittler gehen daher von einem geziel-
ten Mordanschlag aus. Als Tatwaffe soll nach denselben Informationen eine Maschinenpistole 
verwendet worden sein. Sowohl die Waffe als auch der Schütze sind bislang spurlos ver-
schwunden. Unmittelbar nach der Tat rückte die Polizei mit einem Großaufgebot an. Parallel 
dazu wurde eine intensive Fahndung nach dem flüchtigen Täter eingeleitet, da dieser uner-
kannt entkommen konnte. Auch ein Spürhund kam bei der Suche zum Einsatz. Der schwer 
verletzte Mann wurde umgehend in ein Krankenhaus gebracht, wo Ärzte seither um sein Le-
ben kämpften. Zu möglichen Hintergründen der Tat und zu konkreten Motiven äußerte sich die 
Polizei bislang nicht. Die Ermittler halten sich bedeckt, prüfen jedoch im Rahmen der laufenden 
Untersuchungen insbesondere mögliche Verbindungen in das Rocker-Milieu.5

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall im Einzelnen? (Bitte Tathergang sowie 
Straftatbestände aufschlüsseln.) 

2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen jeweils bekannt? 

3. Welche Vorstrafen haben die Tatverdächtigen jeweils? (Bitte chronologisch auflisten.) 

4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? (Bitte 
Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

5. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über das mutmaßliche Opfer bekannt? 

4 Vgl. https://www.bild.de/regional/koeln/mordanschlag-auf-rocker-8-kugeln-knallen-durch-frontscheibe-
69473489f6fc544dba9af30f. 
5 Ebenda. 
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III. 

Köln: Explosion in Wohnviertel – Welche Verbindung gibt es zum Rockermilieu? 

In der Nacht zu Dienstag, den 23. Dezember 2025, ist es in einem Wohngebiet im Kölner 
Stadtteil Porz zu einer heftigen Explosion gekommen. Gegen 04:30 Uhr war in der Johannes-
straße ein lauter Knall zu hören, der von vielen Anwohnern als Detonation wahrgenommen 
wurde. Unmittelbar nach dem Ereignis alarmierten mehrere Zeugen die Polizei, die daraufhin 
mit Einsatzkräften zum Ort des Geschehens ausrückte. Verletzt wurde nach bisherigem Kennt-
nisstand niemand, dennoch entstand erheblicher Sachschaden. Durch die Explosion wurden 
mehrere in der Straße abgestellte Fahrzeuge beschädigt. Zu den betroffenen Autos zählt unter 
anderem eine Mercedes G-Klasse, ein hochpreisiges Geländefahrzeug mit einem Neupreis 
von mindestens 124.000 Euro. Das Ausmaß der Schäden an den Fahrzeugen verdeutlicht die 
Wucht der Detonation, auch wenn bislang keine Angaben zur genauen Explosionsquelle oder 
zum verwendeten Sprengmittel gemacht wurden.6

Nach Informationen der BILD-Zeitung prüft die Kölner Polizei einen möglichen Zusammen-
hang mit dem Rocker-Milieu. Ein entsprechender Bezug gilt aus Sicht der Ermittler als nahe-
liegend, ist jedoch zum jetzigen Zeitpunkt nicht abschließend bestätigt. Offiziell betont die Po-
lizei, dass weiterhin in alle Richtungen ermittelt werde. Gleichzeitig fließt die Serie ähnlicher 
Vorfälle in Köln in die laufenden Untersuchungen ein. In den vergangenen Monaten war es 
wiederholt zu Explosionen im Stadtgebiet gekommen, weshalb die Ermittler auch Parallelen 
zu früheren Taten ziehen und mögliche Zusammenhänge prüfen.7

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall im Einzelnen? (Bitte Tathergang sowie 
Straftatbestände aufschlüsseln.) 

2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen jeweils bekannt? 

3. Welche Vorstrafen haben die Tatverdächtigen jeweils? (Bitte chronologisch auflisten.) 

4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? (Bitte 
Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

5. Welche Hinweise gibt es zur Organisierten Kriminalität, Mocro-Mafia und/oder Clankri-
minalität? 

6 Vgl. https://www.bild.de/regional/koeln/rocker-explosion-in-koeln-mehrere-autos-beschaedigt-
694a4ce3ba368aa0126a1849. 
7 Ebenda. 
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IV. 

Düsseldorf: Mann bei Messerstecherei in der Düsseldorfer Altstadt schwer verletzt 

In der Düsseldorfer Altstadt ist es am frühen Neujahrsmorgen zu einer schweren Gewalttat 
gekommen, bei der ein 24-jähriger Mann durch mehrere Messerstiche lebensgefährlich ver-
letzt wurde. Nach Angaben von Polizei und Staatsanwaltschaft ereignete sich die Tat in den 
frühen Morgenstunden des 1. Januar im Umfeld eines Kiosks. Vorausgegangen war ein zu-
nächst verbaler Streit, der in eine körperliche Auseinandersetzung eskalierte. Nach derzeiti-
gem Ermittlungsstand kannten sich die Beteiligten zuvor nicht. Im Verlauf der Auseinanderset-
zung kamen sowohl eine Stichwaffe als auch Flaschen zum Einsatz. Der 17-jährige Haupttat-
verdächtige soll dem 24-Jährigen vier bis fünf Messerstiche zugefügt haben. Einsatzkräfte tra-
fen den schwer verletzten Mann sowie den mutmaßlichen Haupttäter noch am Tatort an. Der 
17-Jährige soll dabei die mutmaßliche Tatwaffe in der Hand gehalten haben. Das Opfer wurde 
umgehend in ein Krankenhaus gebracht und intensivmedizinisch behandelt. Zu Beginn konnte 
Lebensgefahr nicht ausgeschlossen werden, inzwischen befindet sich der Mann jedoch außer 
Lebensgefahr.8

Der 17-jährige Tatverdächtige wurde festgenommen und ebenfalls ambulant in einem Kran-
kenhaus behandelt. Darüber hinaus nahm die Polizei zwei weitere Tatverdächtige im Alter von 
jeweils 19 Jahren fest. Einer von ihnen soll während der Auseinandersetzung eine Flasche als 
Schlagwerkzeug eingesetzt haben. Bei beiden wird geprüft, in welchem Umfang sie an der 
Messerstecherei sowie an weiteren Körperverletzungsdelikten beteiligt waren. Alle drei Be-
schuldigten sollen dem Haftrichter vorgeführt werden. Aufgrund der Schwere der Tat wurde 
eine Mordkommission eingerichtet. Die Ermittler gehen derzeit von einer spontanen Eskalation 
eines Streits aus. Hinweise auf eine vorherige Bekanntschaft oder eine geplante Tat liegen 
nach Angaben der Staatsanwaltschaft bislang nicht vor.9

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen jeweils bekannt? 

3. Welche Vorstrafen haben die Tatverdächtigen jeweils? (Bitte chronologisch auflisten.) 

8 Vgl. https://www.welt.de/regionales/nrw/article695638aa2a0d5dae84dd29b0/mann-bei-messersteche-
rei-in-duesseldorf-schwer-verletzt.html. 
9 Ebenda. 
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4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? (Bitte 
Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

5. Wie viele Straf- und Gewalttaten wurden in der Silvesternacht 2025/2026 in Düsseldorf 
im Vergleich zu der Silvesternacht 2024/2025 registriert? 

V. 

Verl: 66-Jähriger bei Axtangriff lebensgefährlich verletzt 

Am Montagmorgen, den 22. Dezember 2025, kam es in Verl im Kreis Gütersloh zu einem 
schweren Gewaltverbrechen, das einen groß angelegten Polizeieinsatz auslöste. Nach bishe-
rigen Erkenntnissen soll ein 30-jähriger Mann einem 66-jährigen Mann mit einer Axt lebens-
gefährliche Verletzungen zugefügt haben. Die Tat ereignete sich gegen 06:50 Uhr in einem 
Mehrfamilienhaus an der Paderborner Straße. Nach dem Angriff gelang es dem schwer ver-
letzten 66-jährigen Deutschen, sich aus dem Gebäude ins Freie zu retten. Dort wurde er zu-
nächst von Ersthelfern versorgt, bis die alarmierten Rettungskräfte eintrafen. Anschließend 
wurde der Mann umgehend in ein nahegelegenes Krankenhaus gebracht, wo er notoperiert 
werden musste.10

Der mutmaßliche Täter, ein 30-jähriger Mann mit mazedonischer Staatsangehörigkeit aus Gü-
tersloh, erlitt bei dem Geschehen lediglich leichte Verletzungen. Nach der Tat zog er sich in 
das Mehrfamilienhaus zurück und verbarrikadierte sich dort. Aufgrund dieser Lage wurde ein 
Spezialeinsatzkommando (SEK) hinzugezogen. Die Einsatzkräfte konnten den Tatverdächti-
gen wenig später in dem Gebäude festnehmen. Der Bereich rund um den Tatort wurde weit-
räumig abgesperrt. Die Mordkommission „Born“ hat inzwischen die Ermittlungen übernommen 
und führt diese wegen des Verdachts des versuchten Totschlags. Unklar ist derzeit insbeson-
dere, wie es zu der Eskalation kam und von wem die anfängliche Aggression ausging. In ersten 
Vernehmungen machten sowohl das Opfer als auch der Tatverdächtige widersprüchliche An-
gaben zum Ablauf der Auseinandersetzung. Nach bisherigen Erkenntnissen kannten sich die 
beiden Männer bereits und sollen in der Vergangenheit schon mehrfach in Streit geraten sein. 
Die Hintergründe und das Motiv der Tat sind Gegenstand der laufenden Ermittlungen.11

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über den Tatverdächtigen bekannt? 

10 https://www.bild.de/news/inland/axt-angriff-in-verl-grosseinsatz-der-polizei-
6948fb37ba368aa0126a06c6. 
11 Ebenda. 
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3. Welche Vorstrafen hat der Tatverdächtige? (Bitte chronologisch auflisten.) 

4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügt der Tatverdächtige? (Bitte Vor-
namen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

5. Wie hat sich die Anzahl der Gewaltdelikte in Verl seit 2015 bis heute pro Jahr entwi-
ckelt? 

VI. 

Düsseldorf: Neffe eines Drogenbosses wird im Taxi durch Schüsse schwer verletzt –
Was sind die Hintergründe? 

In Düsseldorf kam es am Dienstagnachmittag, den 30. Dezember 2025, zu einem mutmaßlich 
gezielten Mordanschlag, der im Kontext des organisierten Verbrechens steht. Kurz zuvor hatte 
in der Stadt eine Protestaktion für den in den Niederlanden inhaftierten kurdischen Drogenboss 
B. stattgefunden. Demonstranten hatten sich vor dem niederländischen Generalkonsulat ver-
sammelt und die Freilassung des 69-Jährigen gefordert, der in den Niederlanden eine lebens-
lange Haftstrafe verbüßt. B. galt in den 1990er-Jahren als eine der zentralen Figuren des eu-
ropäischen Heroinhandels und wurde medial als „Europas Pablo Escobar“ bezeichnet. Unmit-
telbar nach dieser Kundgebung wurde sein Neffe B. (40), Sohn von B., Ziel eines schweren 
Gewaltverbrechens. Der Mann hatte nach Angaben der Staatsanwaltschaft an der Demonst-
ration teilgenommen und dies auch in sozialen Netzwerken öffentlich gemacht. Mutmaßlich 
wurde er dadurch für die Täter identifizierbar. Anschließend stieg er in ein Taxi, um zum Düs-
seldorfer Hauptbahnhof zu fahren und die Stadt zu verlassen.12

Gegen 14:40 Uhr kam es auf der Kaiserstraße im Stadtteil Pempelfort, nur wenige hundert 
Meter von der Düsseldorfer Altstadt entfernt, zum Angriff. Nach bisherigem Ermittlungsstand 
wurde das Taxi von einem anderen Fahrzeug ausgebremst. Zwei Männer stiegen aus einem 
Mietwagen, der nach Polizeiangaben dem Fahrdienstleister Uber zugeordnet wird, aus und 
eröffneten das Feuer. Insgesamt schlugen rund zehn Schüsse durch die Front- und Seitenbe-
reiche des Taxis ein, insbesondere durch die linke Seite der Windschutzscheibe. B., der auf 
dem Beifahrersitz saß, wurde von mehreren Kugeln getroffen. Die Täter flüchteten anschlie-
ßend unerkannt im dichten Stadtverkehr. Rettungskräfte brachten den lebensgefährlich ver-
letzten Mann umgehend in eine Düsseldorfer Klinik, wo er noch in der Nacht operiert und auf 
der Intensivstation behandelt wurde. Zunächst schwebte er in akuter Lebensgefahr. Nach An-
gaben der Staatsanwaltschaft befand sich der 40-Jährige jedoch wenige Tage später auf dem 
Weg der Besserung und ist inzwischen außer Lebensgefahr. Nach bisherigen Erkenntnissen 
wurde er von fünf Schüssen getroffen; ein abschließendes rechtsmedizinisches Gutachten 

12 Vgl. https://www.bild.de/regional/nordrhein-westfalen/schuesse-auf-duesseldorfer-strasse-influencer-
schwer-verletzt-6954ccf0e8ce1fc1060903d7. 
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steht noch aus. Zu seiner eigenen Sicherheit wird er streng bewacht, das Krankenhaus gilt als 
umfassend gesichert.13

Öffentlich wurde der Anschlag auch über soziale Medien thematisiert. Auf dem X-Account von 
B. erklärte dieser, zwei unbekannte Personen hätten auf das Fahrzeug seines Neffen geschos-
sen, und kündigte offen Vergeltung an. Auch aus dem Umfeld des Opfers kamen scharfe Dro-
hungen. Ein mutmaßlicher Social-Media-Berater äußerte sich über TikTok mit drastischen 
Worten und stellte Selbstjustiz in Aussicht. Gleichzeitig versuchte er, Stärke zu demonstrieren, 
indem er erklärte, das Opfer werde sich vollständig erholen. Die Ermittlungsbehörden bewer-
ten diese Äußerungen mit Sorge und gehen weiterhin von einem gezielten Mordanschlag aus, 
der dem Milieu der organisierten Kriminalität zuzuordnen ist. Die Fahndung nach den Tätern 
läuft mit Hochdruck. Zudem gibt es einen weiteren offenen Ermittlungsansatz. In dem Taxi 
sollen sich insgesamt vier Personen befunden haben. Ein Mann verließ nach den Schüssen 
ebenfalls den Tatort und ist bislang nicht als Zeuge bei den Behörden aufgetaucht.14

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen jeweils bekannt? 

3. Welche Vorstrafen haben die Tatverdächtigen jeweils? (Bitte chronologisch auflisten.) 

4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? (Bitte 
Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

VII. 

Nennung der Nationalität von Straftätern – Wann ist damit endlich zu rechnen? 

Ende Juli 2024 hat Innenminister Herbert Reul (CDU) angekündigt, einen Erlass auf den Weg 
zu bringen, wonach die Polizei in Nordrhein-Westfalen in ihren Pressemitteilungen zukünftig 
immer die Nationalität von Tatverdächtigen nennen soll, obwohl sich die Regierung seit Jahren 
dagegen ausgesprochen hatte. Offensichtlich ist der Druck durch die Realität und der, der AfD-
Fraktion zu groß geworden, die schon im Januar 2020 erstmalig einen Antrag eingebracht hatte, 
der die Nennung der Nationalität von Tatverdächtigen forderte, um so möglichst wirklichkeits-
nahe Pressemitteilungen der Strafverfolgungsbehörden in Nordrhein-Westfalen sicherzustellen. 
Das Innenministerium möchte nun nach eigenen Angaben durch die Nennung der Nationalität 
mehr Transparenz schaffen. Gleichzeitig solle dies auch die Polizei entlasten, da die Presse 

13 Ebenda. 
14 Ebenda. 
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immer wieder bei der Polizei nachgefragt habe, welche Nationalität die Tatverdächtigen haben. 
Damit die neue Regelung auch umgesetzt werden kann, muss zunächst der Medienerlass ge-
ändert werden, sodass die neue Regel nach Informationen des WDR ab Herbst dieses Jahres 
gilt.15

Ende Juli 2024 wies ein Sprecher des Innenministeriums darauf hin, dass „bereits in den ver-
gangenen Wochen den Kreispolizeibehörden deutlich signalisiert wurde, dass das Innenmi-
nisterium den Medienerlass dahin gehend verändern wird, dass die Nennung der Nationalitä-
ten auch im Erlass klar geregelt werden soll“. Eine Ausnahme bei der Nennung der Nationalität
bildet jedoch die Staatsanwaltschaft. Wenn diese im Rahmen ihrer Pressearbeit zu dem 
Schluss kommen, dass die Nationalität nicht benannt werden soll, dann werden die Presse-
stellen der Kreispolizeibehörden der Weisung folgen.16

In der Innenausschusssitzung Anfang November dieses Jahres wies Innenminister Reul da-
rauf hin, dass der Medienerlass zurzeit noch überarbeitet werde. Er fügte hinzu: 

„Sie kennen meine Haltung: Staatsangehörigkeiten sollten in den Mitteilungen der
Polizei von vornherein genannt werden.“

Um diese Praxis zu verankern, brauche es jedoch eine „Abstimmung mit dem Justizministe-
rium“. Während Reul seine Polizeistellen zur Transparenz anweisen will, scheinen Justizmit-
arbeiter dieses Vorhaben allerdings auszubremsen. Das Ergebnis der Absprache mit dem Jus-
tizministerium „muss abgewartet werden“. Mehr könne Reul derzeit nicht sagen. Aus dem In-
nenministerium erfuhr NIUS des Weiteren, dass die Idee Reuls „fast nicht umsetzbar“ sei und
man intern nicht mehr davon ausgehe, dass der Medienerlass bald umgesetzt werde.17

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie lautet der neue (Rund-)Erlass für die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der Polizei 
NRW? 

2. Wie ist der Stand der Abklärung mit dem Minister der Justiz? 

3. Geht auch der Innenminister mittlerweile davon aus, dass seine Idee „fast nicht um-

setzbar“ ist?

4. Wie verfährt die Polizei NRW in der Zwischenzeit? 

5. Wie wird bei Mehrfachstaatsangehörigen verfahren? 

15 Vgl. https://www1.wdr.de/nachrichten/nationalitaet-tatverdaechtige-innenministerium-erlass-100.html. 
16 Vgl. https://www.bild.de/politik/inland/reul-erlass-fuer-nrw-polizei-soll-nationalitaet-von-straftaetern-
nennen-66a753fe3e4df523cad7e442. 
17 Vgl. https://www.nius.de/kriminalitaet/news/herbert-reul-nennung-nationalitaet-tatverdaechtige-nord-
rhein-westfalen-kriminalitaet/5886a0b9-2946-473c-8104-9850c0f1cef0. 
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Markus Wagner, MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 74 -
 

APr 18/1132
 Anlage 4, Seite 10 


